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Aufgabe  der  Arbeit  und  Einführung  der  Einkommensteuer 
in  den  verschiedenen  Ländern. 

Die  Aufgabe,  die  wir  uns  in  der  vorliegenden  Arbeit 
gestellt  haben,  geht  dahin,  die  Einkommenbesteuerung  in  den 
verschiedenen  Ländern  darzustellen,  die  einzelnen  gesetzlichen 
Bestimmungen  zu  vergleichen  und  ihre  Zweckmässigkeit  zu 
prüfen.  Aus  dieser  vergleichenden  Darstellung  wollen  wir 
dann  das  Endergebnis  ziehen  und  sehen,  welches  Gesetz  den 
Anforderungen  einer  guten  und  gerechten  Besteuerung  des 
Einkommens  am  besten  genügt.  — 

Die  Einkommensteuer  besteht  in  einer  Anzahl  von 
Ländern  schon  seit  langer  Zeit.  Heutzutage  findet  man  sie 
in  fast  allen  Staaten  und  die  wenigen,  welche  diese  Steuer 
noch  nicht  haben,  gelangen  immer  mehr  zu  der  Einsicht, 
dass  eine  solche  anzustreben  ist.  Die  Einkommensteuer  hat 
sich  gut  bewährt,  da  sie  die  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen 
berücksichtigt,  ferner  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  zeigt, 
sodass  die  zu  erzielenden  Einnahmen  leicht  vorher  zu  be- 
rechnen sind.  Ferner  ist  sie  beweglicher  als  andere  Steuern, 
der  Staat  kann  dahc^.r  in  aussergewöhnlichen  Fällen  be- 
deutendere Suiumen  durch  diese  aufbringen.  Das  älteste 
Einkommensteuergesetz  finden  wir  in  England,  es  führt  seinen 
Ursprung  schon  auf  das  Jahr  1798  zurück.  Im  Jahre  1803 
ging  man  zu  dem  noch  heute  bestehenden  Steuersystem  über, 
wonach  die  Steuer,  soweit  möglich,  an  der  Quelle  des  Ein- 
kommens erhob(^n  wird.  Danach  wird  nach  ]\Iöglichkeit  jede 
einzelne  Einkommensquelle  für  sich  besteuert.    1800  wurden 


einzelne  grössere  Änderung-en  yorgenommen,  doch  blieb  das 
Prinzip  der  Erhebung  an  der  Quelle  bestehen.  In  der 
Zeit  von  1816 — 1842  wurden  in  England  gar  keine  Steuern 
bezahlt,  das  1842  eingeführte  Einkommensteuergesetz  war 
im  wesentlichen  ein  Abdruck  des  Gesetzes  von  1806  und 
bildet  eins  der  heutigen  Einkommensteuergrundgesetze.  Nach 
unbedeutenden  Änderungen  entstand  das  Gesetz  von  1853, 
das  zweite  heutige  Hauptgrundgesetz ,  die  Income  Tax 
Act  1853,  welche  die  jetzt  geltenden  Verzeichnisse  enthält. 
Es  fanden  nun  verschiedentlich  Änderungen  statt,  die  nur 
einzelne  Punkte  betrafen,  welche  aber  auf  das  ganze  Steuer- 
system keinen  Einfluss  hatten.  Das  heutige  englische  Ein- 
kommensteuergesetz von  1898  beruht,  wie  schon  erwähnt^ 
im  wesentlichen  auf  den  Gesetzen  von  1806  und  1853.  — 
Auch  in  Preussen  finden  wir  schon  früh  den  Gedanken  einer 
Einkommenbesteuerung.  Der  erste  Schritt  zu  einheitlicher 
Personalsteuer  zeigte  sich  hier  schon  1811,  es  wurde  eine 
Personalsteuer  von  i/^  Ethlr.  pro  Kopf  der  über  12  Jahre 
alten  Einwohner  erhoben,  dafür  fiel  die  Abgabe  vom  Gemahl 
fort  und  die  Accise  wurde  ermässigt.  Vorübergehend  tritt 
auch  schon  die  Einkommensteuer  in  dieser  Zeit  auf.  Im 
Jahre  1820  wurde  die  Klassensteuer  eingeführt,  welche  ein 
noch  sehr  unvollkommenes  einkommensteuerartiges  Element  ent- 
hielt und  nur  eine  Ergänzungsteuer  neben  den  Ertragssteuern, 
der  Grund-  und  Gewerbesteuer  bildete.  1847  und  1849 
wurden  neue  Gesetzentwürfe  eingebracht,  doch  scheiterten 
diese  beiden  Vorlagen.  Ein  von  der  Eegierung  1851  ein- 
gebrachter Entwurf  wurde  nach  geringen  Abänderungen  als 
Gesetz  vom  1.  Mai  1851  publiziert.  Danach  sollte  die  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  beibehalten  und  eine  neue  Klassen-  und 
klassifizierte  Einkommensteuer  eingeführt  werden.  Die 
Klassensteuer  wurde  bis  zu  einem  Einkommen  von  1000  Thlr. 
beibehalten,  von  da  an  begann  die  klassifizierte  Einkommen- 
steuer mit  3*^/o  bis  zur  Maximalgrenze  von  7200  Thlr.  Das 
Gesetz  von  1873  Hess  ein  Existenzminimum  bis  zu  140  Thlr. 
frei,   von  hier    an   stellte   es   eine  Einkommensskala  von 


0,6 — 2,7o/o  auf,  die  obere  Grenze  wurde  beseitigt  und  die 
einzelnen  Stufen  wurden  verkleinert.  Ferner  wurde  die 
Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  beschlossen,  welche 
durch  die  Klassensteuer  ersetzt  werden  sollte.  Diese  Steuern 
trafen  nur  die  physischen  Personen.  Eine  weitere  Änderung- 
brachte das  Gesetz  von  1883.  Hiernach  fand  die  Befreiung 
bis  zu  einem  Einkommen  von  900  Mk.  statt,  ausserdem  ge- 
stattete dieses  Gesetz  Ermässigungen  aus  persönlichen  Rück- 
sichten bis  zur  fünften  Stufe,  ferner  wurde  die  Steuerpflicht 
auf  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  ausgedehnt.  Auch  dieses  Gesetz  entsprach  den  An- 
forderungen nicht. 

In  der  Landtagssession  1890/91  legte  Finanzminister 
Miquel  drei  Gesetzentwürfe  vom  3.  November  1890  vor, 
betreffend  die  Einkommen-,  die  Erbschafts-  und  die  Gewerbe- 
steuer. Für  die  Einkommensteuer  wurden  hauptsächlich 
folgende  Eef ormen  vorgeschlagen :  Vereinigung  der  bestehenden 
Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  zu  einer  einheit- 
lichen Einkommensteuer,  ferner  Ausdehnung  der  Steuerpflicht 
auf  die  wichtigsten  steuerkräftigsten  Erwerbsgesellschaften 
unter  Freilassung  von  3<^/o  des  Anlagekapitals.  Sodann  sollte 
die  objektive  Steuerpflicht  bei  900  Mk.  begrenzt  werden,  für 
die  mittleren  und  kleineren  Einkommen  sollte  eine  Degression 
bei  einem  Einkommen  bis  zu  9500  Mk.  stattfinden,  ferner 
sollten  die  Verhältnisse,  welche  die  Leistungsfähigkeit  herab- 
mindern, mehr  berücksichtigt  werden.  Diese  neue  Ein- 
kommensteuer ist  durch  Gesetz  vom  24.  Juni  1891  eingeführt 
worchMi.  Es  wurden  noch  einige  Änderungen  vorgenonnnen, 
so  die  Ausdehnung  der  subjektivem  Steuei'pf licht  auf  Konsum- 
vereine mit  offenem  Ijaden,  welche  die  Heclite  einer  juris- 
tischen Person  hab(^n,  fern(U'  wurde  das  steuerfreie^  Ein- 
kommen dei'  Aktieng{^sellschaften  von  3  auf  3^2 ''/o  des  An- 
lagcikapitals  erhölit,  die  oberem  (Jrenz(^  d(^s  Steuersatzes  wurde 
auf  4^/0  erliölit  u.  a.  m.  llic^ran  schloss(Mi  sich  drei  Gesetze 
vom  14.  Juli  1893,  wonach  als  din^kte  Staatssteuer  n(^b(Mi 
die  Kinkomnu^nsteuer  die  VcM'mögenssteuer  als  Ergänzunas- 
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Steuer  getreten  ist,  ferner  der  Staat  auf  die  Ertragssteuern 
auf  Grund  der  Mehreinnahmen  der  Einkommen-  und  Ergänzungs- 
steuer verzichtet.  Die  Ertragssteuern  werden  den  Gemeinden 
überwiesen.  ^)  —  In  Sachsen  wurde  durch  Gesetz  vom 
22.  November  1834  eine  Gewerbe-  und  Personalsteuer  ein- 
gefülirt,  welche  das  reine  Einkommen  progressiv  treffen 
sollte.  Im  Jahre  1868  wurde  eine  Reform  der  direkten 
Steuern  vorgenommen.  Diese  betraf  die  Einführung  einer 
Einkommensteuer  unter  Ausdehnung  auf  Einkommen  aus 
Grundbesitz.  1874  wurde  eine  allgemeine  Einkommensteuer 
eingeführt;  die  Gewerbe  und  Personalsteuer  sollte  reformiert 
werden.  Auf  diesem  Gesetze  von  1874  beruht  das  Ein- 
kommensteuergesetz von  1878,  welches  dem  heute  geltenden 
Recht  zu  Grunde  liegt.  Einige  Änderungen  brachte  die 
Novelle  von  1894,  wonach  die  1878  eingeführte  Untergrenze 
von  300  Mk.  auf  400  Mk.  festgesetzt  und  eine  Änderung 
des  Tarifs  eingeführt  wurde.  Ferner  wurde  die  Berück- 
sichtigung von  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  welche  die 
Steuerfähigkeit  wesentlich  beeinträchtigen,  auf  Einkommen 
von  3300—5800  Mk.  ausgedehnt  und  und  die  gestattete  Er- 
mässigung erhöht.  —  Österreich  hat  seit  1812  eine  Erwerbs- 
steuer, zu  dieser  trat  1849  die  Einkommensteuer,  welche 
aber  sehr  mangelhaft  war,  da  sie,  um  den  dringenden  Be- 
dürfnissen zu  entsprechen,  übereilt  eingeführt  worden  ist. 
Diese  Einkommensteuer  war  der  englischen  Income  Tax  nach- 
gebildet, sie  zerfiel  in  drei  Klassen.  Es  fehlten  ihr  aber 
fast  alle  Erfordernisse  einer  guten  Einkommensteuer,  vor 
allem  hatte  sie  grosse  Ungleichmässigkeiten  in  der  Steuer- 
belastung, Defraudation  und  andere  Missstände  zur  Folge. 
Trotz  ihrer  Mängel  hielt  sich  die  Steuer  lange  Zeit.  Reformen 
wurden  mehrfach  vorgenommen,  blieben  aber  ohne  Erfolg, 
bis  1892  eine  Vorlage  betreffend  die  Reform  der  direkten 
Steuern  von  der  Regierung  eingebracht  wurde,  welche  zu 
dem  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896  betreffend  die  Reform  der 


1)  Gerlach,  Die  Emkommensteuer  in  Preusseii.  Handwörter- 
buch für  Staatswissenscliaften.  Bd.  III,  S.  384.  Jena  1900. 
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direkten  Peisoiialsteuern  in  seinen  verschieclenfn  Abschnitten, 
deren  vierter  die  Einkommensteuer  betrifft,  führte.  Dieser 
Teil  bildet  den  besten  des  ganzen  Eeformwerkes,  er  ist  den 
deutschen  Gesetzen  nachgebildet.')  —  In  Italien  wurde  1864 
eine  einheitliche  Besteuerung  aller  Einkünfte  aus  beweg- 
lichem Vermögen  eingeführt.  Dieses  Gesetz  beruhte  im 
ganzen  auf  den  Grundsätzen  der  Einkommenbesteuerung  der 
deutschen  Gesetze.  Fast  jedes  Jahr  brachte  Änderungen  und 
Neuerungen,  bis  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1877  zustande 
kam,  das  im  wesentlichen  noch  -  heute  die  Grundlage  der 
italienischen  Einkommensteuer  bildet.  Es  beruht  noch  haupt- 
sächlich auf  dem  Gesetz  von  1864.  —  In  der  Niederlande 
wurde  zuerst  im  Jahre  1848  ein  Antrag  auf  Erhebung  einer 
gemischten  Kapital-  und  Einkommensteuer  vom  Minister 
von  Bosse  eingebracht,  doch  zog  dieser  den  Antrag  wieder 
zurück,  da  er  keinen  Anklang  fand.  Schon  im  Jahre  1849 
brachte  derselbe  Minister  wieder  eine  Vorlage  betreffend  die 
Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  ein,  aber 
auch  dieser  wurde  dasselbe  Schicksal  zu  teil.  Im  Jahre  1870 
brachte  der  Minister  von  Bosse  wieder  einen  Gesetzentwurf 
„betreffend  eine  allgemeine  Einkommensteuer  zur  Deckung 
ausserordentlicher  Ausgaben  und  zur  Ersetzung  der  Gewerbe- 
steuer (Patentrecht)"  ein.  Dieser  Entwurf  wurde  nach  demSturze 
Bosses  von  Blusse,  der  nun  an  der  Spitze  des  Finanzamts 
stand,  zurückgezogen,  um  jedoch  bald  darauf  durch  eine 
neue  Vorlage  ersetzt  zu  werden,  welche  ebenfalls  in  der 
Hauptsache  die  Schaffung  einer  solchen  Steuer  bezweckte 
und  sich  eng  an  den  Entwurf  Bosses  anschloss.  Diese  Steuer 
sollte  „eine  direkte  Steuer,  erhoben  von  dem  reinen  Jahres- 
einkommen jedes  Staatseinwohners,  der  nicht  durch  besondere, 
in  dem  Gesetze  selbst  enthaltene  Bestimmungen  davon  be- 
freit sei",  sein.  Ab(}r  aucli  di(^.se  Vorlage  wurde  nicht  zum 
Gesetz  erhoben,  ebenso  (erging  es  der  Vorlage  von  18S9. 
Doch  ging  daraus,   dass  di(^-se  letztere   nur  mit  geringia* 


1)  Sieg-hart,  Die  Sleuerreform  in  OsteiTeich,  Schanz  f. A.  XIV,  1897. 
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Mehrheit  abgelehnt  wurde,  hervor,  dass  das  Bedürfnis  nach 
einer  Einkommensteuer  in  hohem  Grade  vorhanden  war. 
Diesem  Bedürfnis  wurde  endlich  genügt  durch  Einführung 
zweier  Gesetze,  des  Vermögenssteuergesetzes  vom  27.  Septem- 
ber 1892  und  des  Gewerbesteuergesetzes  vom  2.  Oktober  1893, 
durch  welche  das  Einkommen  der  Einwohner  des  Staates  in 
allen  seinen  Bestandteilen  getroffen  wird,  i)  —  In  der  Schweiz 
bildete  die  Vermögenssteuer  überall  den  Ausgangspunkt,  die 
Einkommensteuer  trat  erst  allmählich  hinzu.  Zunächst  wurde 
nur  das  uufundirte  Einkommen  getroffen,  später  ging  man 
auch  schrittweise  dazu  über  die  Einkommenselemente  im 
Vermögen  zu  besteuern.  ^)  -  Die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  planten  eine  allgemeine  Einkommensteuer  schon 
zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts.  Schon  während  des  Krieges 
mit  England  1812—1815  wurde  ein  Entwurf  einer  allge- 
meinen Einkommensteuer  vorgelegt,  der  aber  nicht  ange- 
nommen wurde.  Während  des  Bürgerkrieges  wurde  sie 
thatsächlich  eingeführt,  sie  bestand  von  1862 — 1872.  Im 
Jahre  1894  wurde  ein  neues  Einkommensteuergesetz  durch- 
gesetzt, es  wurde  aber  vom  obersten  Gerichtshof  für  ver- 
fassungswidrig erklärt,  da  die  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  bestimmte,  dass  alle  direkten  Steuern  nicht  im  Ver- 
hältnis zum  Wohlstande  jedes  Staates,  sondern  im  Verhältnis 
zur  Bevölkerung  jedes  Staates  zu  erheben  sei.  — 

Wir  sehen  also,  dass  in  verschiedenen  Ländern  schon  früh 
der  Gedanke  einer  Einkommenbesteuerung  zu  finden  ist, 
wenn  auch  die  Einführung  derselben  erst  allmählich  vor 
sich  gegangen  ist.  Nach  und  nach  folgen  immer  mehr  Länder, 
und  es  sind  nur  noch  wenige,  die  noch  keine  Einkommensteuer 
haben.  — 


1)  Boissevain,  die  neueste  Steuerreform  in  den  Niederlanden 
,Schanz'  f.  A.  XI.  1894. 

2)  Reicliesberg,  Einkommensteuer  in  der  Schweiz,  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften,       447.  Jena  1900, 
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I. 

Die  Besteuerung  des  Einkommens  in  den  einzelnen 

Ländern. 

Was  wird  unter  Einkommen  verstanden? 
Wir  wollen  nun  sehen,  wie  die  einzelnen  Gesetze  das 
Einkommen,  das  der  Besteuerung  unterliegen  soll,  auffassen. 
Eine  Definition  des  Einkommensbegriffs  finden  wir  in  keinem 
der  Gesetze,  aber  fast  alle  legen  ausführlich  dar,  was  sie 
unter  steuerpflichtigem  Einkoumien  verstehen.  Das  preussische 
Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  bezeichnet  als 
Einkommen  die  gesamten  Jahreseinkihifte  der  Steuerpflichtigen 
in  Geld  und  Geldeswert  aus  Kapitalvermögen,  Grundvermögen, 
Pachtungen  und  Mieten,  einschliesslich  des  Mietswertes  der 
Wohnung  im  eigenen  Hause,  ferner  Einkünfte  aus  Hcandel 
und  Gewerbe  einschüesslich  des  Bergbaues  und  endlich  aus 
Gewinn  bringender  Beschäftigung,  sowie  aus  Rechten  auf 
periodische  Hebungen  und  Vorteile  irgend  welcher  Art.  Voll- 
ständig gleichlautend  wie  das  preussische  Einkommensteuer- 
gesetz stellt  den  Einkommensbegriff  das  braunschweigische 
Gesetz  auf,  ebenso  auch  S achsen- Weimar ,  sehr  ähnlich  auch 
Sachsen-Altenburg.  Wird  auch  in  diesen  Gesetzen  nach  ver- 
schiedenen Einkommensquellen  unterschieden,  so  wäre  doch 
noch  eine  grössere  Spezialisierung  wünschenswert.  —  Das 
Königreich  Sachsen  macht  keine  Unterscheidung  des  Ein- 
kommens nach  den  Quellen,  aus  welchen  es  stammt,  und 
doch  ist  gerade  eine  möglichst  spezialisierte  Einteilung  der 
verschiedenen ,  Einkommensquellen  durchaus  anzustreben.  Es 
wird  dies  besonders  für  die  Deklaration  sehr  zw^eckmässig 
sein;  der  Süuierpf lichtige  wird  bei  einem  Mangel  einer 
solchen  genau(Mi  Eint(uluiig  auf  dem  Eormular  häufig  falsche 
Angaben  machen,  er  wird  c,^  oft  nicht  wiss(Mi,  ob  gewisse 
Einnahnuni  zum  st('iieii)flichtigen  Einkonnnen  geliören  oih^r 
nicht.  Eerner  wird  b(u  ang(Muess(Mier  Unterscheidung  der 
verschied(Mien  Einkommens({uell(Mi  die  Kontrole  bedeut(Mul 
erleicht(5rt  und  es  wir"d  die  Defraudation  \w\  mehr  verhütet. 
Und  doch  ist  in  fast  all(Mi   Einkommenst(Mi(M'ges(^tz(Mi  nur 
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wenig-  oder  garnicM  zwischen  den  verscliiedenen  Quellen 
unterschieden  worden.  Eine  schärfere  Abgrenzung  macht, 
wie  wir  später  sehen  werden,  England,  ebenso  geben  auch 
die  freien  Eeichsstädte  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  eine 
genaue  Erklärung  des  steuerpflichtigen  Einkommens.  In 
Sachsen  gilt  als  Einkommen  die  Summe  aller  in  Geld  und 
Geldeswert  bestehenden  Einnahmen  des  Beitragspflichtigen 
mit  Einschluss  des  Mietswertes  der  Wohnung  im  eigenen 
Hause  oder  sonstiger  freier  Wohnung,  sowie  des  Wertes 
der  zum  Haushalte  verbrauchten  Erzeugnisse  der  eigenen 
Wirtschaft  und  des  eigenen  Gewerbebetriebes.  —  East  gleich- 
lautend fasst  den  Einkommensbegriff  Anhalt.  Sehr  allgemein, 
ohne  Unterscheidung  nach  den  verschiedenen  Einkommens- 
quellen, fasst  Oldenburg-  den  Einkommensbegriff,  indem  es 
denjenigen  Teil  des  gesamten  (Brutto)  Einkommens  des 
Steuerpflichtigen  für  steuerbar  erklärt,  welcher  demselben 
nach  Abzug  der  auf  die  Hervorbringung  unmittelbar  zu  ver- 
wendenden Kosten  zu  seinem  oder  seiner  Haushaltungsang-e- 
hörigen  Unterhalt  oder  zu  sonstiger  Verwendung  in  Geld 
oder  Geldeswert  übrig  bleibt.  —  Eine  mehr  spezialisierte 
Feststellung  des  Einkommensbegriffs  finden  wir  dagegen  in 
Baden.  Hier  wird  das  gesamte  in  .Geld  und  Geldeswert  oder 
in  Selbstbenutzung  bestehende  Einkommen  jedes  Steuer- 
pflichtigen, welches  demselben  aus  Grundstücken,  Gebäuden, 
Grundrechten  und  Gefällen,  sowie  aus  dem  Betrieb  der  Land- 
und  Forstwirtschaft,  ferner  aus  dem  Betrieb  eines  Gewerbes, 
einschliesslich  des  Handels  und  Bergbaues,  ferner  aus  einem 
öffentlichen  oder  privaten  Dienstverhältnis,  aus  einem  wissen- 
schaftlichen oder  künstlerischen  Beruf  oder  irgend  einer 
andern  Art  von  auf  Gewinn  gerichteter  Thätigkeit,  endlich 
aus  Kapitalvermögen,  Eenten  und  anderen  derartigen  Be- 
zügen im  Laufe  eines  Jahres  zufliesst,  von  der  Ein- 
kommensteuer getroffen.  —  In  Hessen  wird  das  Gesamtein- 
kommen aus  Grundeigentum ,  aus  Kapitalvermögen ,  aus 
Besoldungen  und  Pensionen,  aus  Pachtungen,  Gewerbe  und 
Handel  und  sonst  aus  dem  Ertrag  irgend  einer  gewinn- 
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bringenden  Thätigkeit,  unter  Hinzurechnung  von  Bezügen 
und  das  Einkommen  erhöhenden  Vorteilen  jeder  Art  besteuert. 
Es  tritt  auch  hier  eine  zu  wenig  scharfe  Scheidung  der  ein- 
zelnen Einkommensquellen  hervor.  Die  Ausdrücke  gewinn- 
bringende Thätigkeit  und  das  Einkommen  erhöhende  Vorteile 
jeder  Art"  sind  sehr  allgemein  und  lassen  unklar,  was  alles 
darunter  zu  begreifen  ist.  -  Sachsen-Meiningen  scheidet  ge- 
nauer, genügt  jedoch  den  Anforderungen  auch  noch  nicht. 
Es  wird  hier  die  Summe  aller  in  Geld  und  Geldeswert  be- 
stehenden Einnahmen  des  einzelnen  Steuerpflichtigen  aus 
Grundvermögen;  Kapitalvermögen;  Gehalt,  Pension,  Warte- 
geld, Auszugsleistungen  und  sonstigen  Berechtigungen  auf 
dauernde  Zahlungen;  aus  Handel  und  Gewerbe,  Pachtungen, 
wissenschaftlichem,  künstlerischem  Beruf  und  sonstigem  Er- 
werb versteuert.  Es  ist  hier  z.  B.  die  Erage  offengelassen, 
ob  das  Einkommen  aus  Mieten  mit  zur  Steuer  heranzuziehen 
ist;  man  kann  sie  mit  unter  den  „sonstigen  Erwerb"  be- 
greifen, doch  wäre  eine  besondere  Erwähnung  der  bedeuten- 
deren Einnahmequellen  durchaus  wünschenswert.  —  Die 
beiden  Schwarzburg  versteuern  die  Summe  aller  in  Geld  und 
Geldeswert  bestehenden  Jahreseinkünfte  des  Steuerpflichtigen 
aus  Kapitalvermögen;  Grundvermögen;  Gehalt,  Pension, 
Wartegeld,  Auszugsleistungen  und  sonstigen  Berechtigungen 
auf  dauernde  Leistungen,  Schwarzburg-Sondershausen  auch 
aus  den  den  Beamten,  Geistlichen  und  öffentlichen  Lehrern 
gewährten  Steuererstattungen.  Ferner  versteuern  sie  die 
Einkünfte  aus  Handel,  Gewerbe,  Pachtung  und  gewinn- 
bringender Beschäftigung  jeder  Art.  Auch  hier  macht  sich 
der  Mangel  genauer  Spezialisierung  der  Einkommensquellen 
fühlbar.  —  In  noch  höherem  Masse  ist  dies  von  Reuss  j .  L. 
zu  sagen,  wo  das  Gesamteinkomnu^n  aus  (Trundeigentum;  aus 
Kapitalvermögen  und  aus  Kecbten  auf  periodisclu^  Hebungen 
oder  Vorteile  irgendwelcher  Art;  ferner  aus  dem  Ertrage 
eines  Amtes,  Gewerbes  oder  irgend  (mium*  Art  gewinnbringen- 
der Beschäftigung  verst(Miert  wird.  —  l^euss  ä.  Ii.  zieht  zur 
Steuer  heran  das  Gesamtcunkommen  aus  Besoldungen,  Jahres- 
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gehalten,  Wartegeldern  und  Pensionen  aus  Hof-  und  Staats- 
kassen, überhaupt  aus  öffentlichen  Kassen,  namentlich  auch 
aus  den  Kassen  der  Gemeinden  und  Stiftungen,  Vereine  und 
Anstalten  u.  s.  w.,  an  Gehalten  etc.  aus  Privatkassen;  ferner 
aus  Kapitalvermögen;  aus  Handel  und  Gewerbe,  einschliess- 
lich des  Feldgewerbes  und  Bergbaues;  aus  dem  Ertrage  einer 
gewinnbringenden  Beschäftigung,  aus  Eechten  auf  periodische 
Hebungen  und  Vorteile  irgendwelcher  Art,  Verpachtungen 
von  Mobilien  und  Immobilien ,  die  nicht  der  Grundsteuer 
unterliegen.  Einkommen  aus  inländischem  Grundbesitz  ist 
niciit  steuerpflichtig.  Hieraus  und  aus  der  Bestimmung,  dass 
die  Einkünfte  aus  Verpachtungen  von  Immobilien  nur  dann 
der  Einkommensteuer  unterliegen,  wenn  diese  nicht  schon 
von  der  Grundsteuer  getroffen  sind,  geht  hervor,  dass  der 
Charakter  der  allgemeinen  Einkommensteuer  nicht  genau  ge- 
wahrt ist,  da  sie  hier  nur  ergänzend  eintritt,  es  bestellt  hier 
also  keine  allgemeine  Einkommensteuer.  —  Die  freien  Reichs- 
städte Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  stellen  den  Einkommens- 
begriff sehr  ähnlich  fest,  sie  unterseheiden  zunächst  im  Ge- 
setz nicht  nach  den  verschiedenen  Einkommensquellen,  sondern 
erklären  die  Summe  aller.  Einnahmen  des  Steuerpflichtigen  in 
Geld  und  Geldeswert  einschliesslich  des  Mietswertes  der 
Wohnung  im  eigenen  Hause,  etwaiger  freier  Wohnung,  Natural- 
lieferung  u.  s.  w.  für  steuerpflichtig,  im  Anhang  geben  sie 
ganz  spezialisiert  an,  was  sie  unter  steuerpflichtigem  Ein- 
kommen verstehen.  — 

Österreich  unterscheidet  nicht  nach  den  verschiedenen 
Einkommensquellen,  es  stellt  den  Einkommensbegriff  wie 
Sachsen  fest.  — 

Ein  ganz  anders  geartetes  Einkommensteuergesetz  als 
die  erwähnten  Länder  hat  England.  Ist  es  auch  vielleicht 
nicht,  besonders  in  Bezug  auf  das  Veranlagungs  ver- 
fahren, so  klar  und  konsequent  durchgeführt  wie  diese, 
so  hat  es  doch  manche  schätzenswerte  Vorzüge.  Es  führt 
seinen  Ursprung,  wie  schon  erwähnt,  auf  das  Jahr  1798  zu- 
rück und  ist  daher  das  Erzeugnis  einer  über  hundertjährigen 
Entwicklung  und  Erfahrung.    Dies  lässt  auf  eine  den  eng- 
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lischen  Verhältnissen  vollkommen  ang-epasste  Gestaltung 
schli essen.  Die  englische  Einkommensteuer  wird  meistenteils 
an  der  Quelle  erhoben,  dadurch  wird  das  lästige  Eindringen 
in  die  Privatverhältnisse  des  Steuerpflichtigen  vermieden,  und 
zwar  wird  sie  nur  vom  Nettoeinkommen  erhoben.  Das  eng- 
lische Einkommensteuergesetz  setzt  in  ausführlicher  Weise 
auseinander,  was  es  unter  steuerpflichtigem  Einkommen  ver- 
stellt, es  unterscheidet  dieses  nach  fünf  Vergleichnissen.  Ver- 
zeichnis A  begreift  das  Einkommen  aus  Grundbesitz,  ein- 
schliesslich der  Häuser.  Die  Steuer^  ist  zu  entrichten  auf  die 
Vermögensrechte  an  allen  unbeweglichen  Sachen  im  Ver- 
einigten Königreich,  und  zwar  auf  jede  20  sh.  des  Jahres- 
wertes, es  ist  die  sogenannte  „Owner's  Tax".  Unter  Ver- 
zeichnis B  ist  die  Steuer  zu  entrichten  aus  Einkommen  aus 
der  landwirtschaftlichen  Nutzung  von  Grundstücken.  Ver- 
zeichnis C  begreift  das  Einkommen  aus  öffentlichen  Reve-  ■ 
nüen,  Verzeichnis  D  aus  Handel  und  Gewerbe,  Verzeichnis  E 
das  Einkommen  der  öffentlichen  Beamten.  Die  Scheidung  ist 
hier  schärfer  als  in  anderen  ^Einkommensteuergesetzen,  es  ist 
hier  geschieden  zwischen  Einkommen  aus  Grundbesitz  und 
landwirtschaftlicher  Nutzung  von  Grundstücken,  ferner  bildet 
hier  das  Einkommen  der  öffentlichen  Beamten  eine  besondere 
Kategorie.  Die  Löhne  werden  unter  Verzeichnis  D,  Ein- 
kommen aus  Handel  und  Gewerbe  zu  subsummieren  sein,  es 
wäre  vielleicht  zweckmässiger  auch  für  diese  eine  besondere 
Abteilung  zu  bilden.  Die  englische  Scheidung  nach  den  an- 
geführten Quellen  ist,  wie  wir  später  sehen  werden,  für  die 
Veranlagung'  von  grossem  A\)rteil.  Man  kann  im  Zweifel 
sein,  ob  die  englische  Einkonuiiensteuer  als  eine  allgemeine 
Einkommensteuer  zu  betrachten  ist.  Vocke')  spricht  ihr 
diesen  (iiarakter  ab,  da  sie  nicht  höchstpersönlicher  Natui" 
sei,  sond(n-n  vorzugsweise  das  Objekt,  die  Einkonnuensipnile 
ins  Auge  fasse,  während  Inliiilsen-)  der  entgegenii-esct/ljMi 
Ansicht  ist,  da  z.  1>.  die  Steuer  wegfalle,  soweit  die  Immo- 


1)  Gescliicldo  der  StiMicni  drs  britischen  Roichos. 

2)  Schau/;  Fiiianziirchi v  XIII,  S.  253. 
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biliarvermögensrechte  unproduktiv  sind.  Wir  möchten  die 
englische  Einkommensteuer  auch  für  eine  reine  Einkommen- 
steuer halten,  da  sie  zwar  an  der  Quelle  erhoben  wird,  wo- 
durch die  Erhebung  erleichtert  wird,  diese  aber  demjenigen, 
der  das  Einkommen  daraus  bezieht,  einen  entsprechenden 
Abzug  machen  kann,  sodass  sie  doch  höchstpersönlich  wirkt. 
Dies  kann  man  auch  daraus  ersehen,  dass  Rückzahlung  er- 
langt werden  kann,  wenn  eine  Steuer  an  der  Quelle  erhoben 
worden  ist  und  nachgewiesen  wird,  dass  das  Gesamteinkommen 
die  Grenze  des  steuerfreien  Einkommens  nicht  überschreitet, 
oder  sonst  zuviel  von  der  Person  erhoben  worden  ist.  — 

Italien  hat  kein  allgemeines  Einkommensteuergesetz. 
Hier  werden  nur  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen, 
d.  h.  alles  nicht  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  unterworfene 
Einkommen  besteuert.  Das  italienische  Einkommensteuer- 
gesetz scheidet  das  steuerpflichtige  Einkommen  in  vier  Kate- 
gorien: a)  Die  reine  Kapitalrente,  b)  Einkommen  aus  In- 
dustrie und  Handel,  c)  aus  Arbeitsverdienst  und. Besoldungen, 
d)  Besoldungen  und  Pensionen  der  Staats-  und  Gemeinde- 
beamten. Wir  finden  hier  also  die  durchaus  gerechtfertigte 
Trennung  zwischen  Einkommen  aus  Arbeitsverdienst  und  Be- 
soldungen der  Staats-  und  Gemeindebeamten,  es  erleichtert 
dies  die  Einschätzung  und  die  Controle. 

Die  Niederlande  hat  kein  einheitliches  Einkommensteuer- 
gesetz. Es  wird  das  Einkommen  der  Einwohner  des  Staates 
durch  die  Steuer  zweier  verschiedener  Gesetze  getroffen, 
durch  das  Vermögenssteuergesetz,  welches  das  aus  dem  Ver- 
mögen fliessende  Einkommen  zum  Gegenstande  hat  und  durch 
das  sogenannte  Gewerbesteuergesetz,  welches  das  aus  Ver- 
dienst und  Besoldungen,  Wartegeldern  und  Pensionen,  Leib- 
renten u.  s.  w.  fliessende  Einkommen  zum  Objekt  hat.  Nicht 
zum  Vermögen  werden  gerechnet:  1.  Das  Mobiliar  im  weitesten 
Sinne  und  die  Lebensmittel.  Das  Mobiliar  werden  wir  doch 
wohl  als  zum  Vermögen  gehörig  ansehen  müssen;  2.  Policen 
noch  lauf  ender  Lebensversicherungen ;  3.  Das  Ee  cht  auf  Leib- 
renten und  Pensionen,  diese  werden  von  der  Gewerbesteuer 
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g'etroffen.  Mit  Recht  führt  Boissevain^)  aus,  dass  die 
Leibrenten  eigentlich  der  Vermög-enssteuer  unterworfen  werden 
müssten,  weil  der  im  Genuss  derselben  Befindliche  die  Rente 
eines  gewissen  Kapitals  bezieht.  Die  Pensionen  werden  in 
der  Mehrzahl  als  Einkommen  aus  der  Arbeit  anzusehen  sein, 
man  kann  sie  als  Äquivalent  für  früher  geleistete  Dienste 
bezeichnen.  Ferner  gelten  nicht  als  Vermögen  Güter,  von 
denen  andere  den  Niessbrauch  haben.  Diese  werden  beim 
Niessbraucher  besteuert,  und  zwar  so,  als  ob  er  für  ^/^  der 
Eigentümer  des  Vermögens  wäre.  Endlich  gelten  nicht  als 
Vermögen  noch  nicht  fällige  Tei'mine  von  Renten,  von 
Zahlungen,  von  Besoldungen  und  anderen  Einkünften.  — 
Die  Gewerbesteuer  trifft  alle  Gewerbe ,  Berufsarten  und 
Unternehmungen.  Es  wird  eine  Steuer  vom  gesamten  Ge- 
werbeeinkommen der  Einwohner  und  des  ganzen  im  Lande 
erworbenen  Gewerbeeinkommens  erhoben.  Die  Steuer  wird 
nicht  immer  den  persönlichen  Charakter  wahren.  Es  wird 
aber  eine  Bevorzugung  der  ausländischen  Industrie  auf  Kosten 
der  nationalen  vermieden  2).  Es  ist  ein  etwas  umständliches 
Verfahren,  die  Besteuerung  des  Einkommens  durch  zwei  ver- 
schiedene Gesetze  zu  regeln.  Besonders,  da,  wie  wir  später 
sehen  werden,  die  Besteuerung  des  Gewerbeeinkommens  von 
der  Vermögenssteuer  abhängt,  mithin  eine  Verbindung  zwischen 
beiden  Gesetzen  bestellt,  wäre  eine  Besteuerung  des  Gesamt- 
einkommens durch  ein  einheitUches  Gesetz  wünschenswert.  — 
In  der  Schweiz-'^)  besteht  kein  einheitliches  Steuerver- 
fahren, fast  in  jedem  der  vielen  kleinen  Kantone^  ist  dieses 
verscliieden.  Die  Hauptsteuer  ist  die  Vermögenssteuer, 
währ(Mul  die  Einkommensteuer  meistens  nur  ergänzend  ein- 
tritt. 1  läufig  ist  in  einzc^hien  Kantonen  eine  allgemeine 
Einkommensteuer  angestrebt  wordc^n,  aber  fast  immer  wurden 


1)  Die  neueste  Steuerreform   in   den   Niederlanden,  Sclian// 
Finanzarcliiv  XI,  2  S.  226. 

2)  Boissevain  a.  a.  O.  S.  228. 

8)  Schanz,  Steuern  der  Schweiz.    Band  I.  Seite  52  fl'.  Stutt- 
gart 1890. 
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die  Vorschläge  nach  flüchtiger  Erörterung  wieder  verworfen. 
Es  werden  fünf  Gruppen  von  Besteuerungsarten  unterschieden : 
1.  Vermögens- und  allgemeine  Einkommensteuer :  Baselstadt. 
Im  Gegensatz  zur  ganzen  übrigen  Schweiz  besteuert  Basel- 
stadt das  Vermögen  durch  die  Vermögenssteuer  und  dann 
alles  Einkommen  durch  die  Einkommensteuer.  2.  Ver- 
mögenssteuer und  fast  allgemeine  Einkommensteuer:  Baselland. 
Es  wird  das  Vermögen  und  unabhängig  davon  der  ganze 
Erwerb  besteuert,  sodass  auch  hier,  wie  in  der  ersten  Gruppe, 
das  fundierte  Einkommen  von  zwei  Steuern  erfasst  wird. 
3.  Vermögens-  und  ergänzende  Einkommensteuer.  Dieses 
System  umfasst  die  meisten  Kantone.  Es  wird  hierdurch 
nicht  dasselbe  Objekt  durch  zwei  Steuern  ergriffen.  Um  den 
aus  dem  Vermögen  herrührenden  und  durch  die  Vermögens- 
steuer getroffenen  Teil  auszuscheiden,  werden  in  den  ein- 
zelnen Kantonen  verschiedene  Abzüge  gemacht,  so  in  St. 
Gallen,  Thurgau,  Graubünden,  Bern  4  ^/q,  Uri  4  V2'^/o'  Aargau 
4 — Zug,  Schaffhausen,  Tessin,  Neuenburg,  Waadt  ö^/o, 
Zürich  höchstens  4.  Vermögenssteuer  nebst  einer  die 

ergänzende  Einkommensteuer  vertretenden  Steuerart:  Appen- 
zell A.  Eh.,  Wallis,  Freiburg,  Tessin  und  Genf,  ferner 
Schwyz,  Glarus  und  Nidwaiden.  Hauptsächlich  wird  in 
diesen  Kantonen  die  Einkommensteuer  durch  die  Gewerbe- 
steuer vertreten.  5.  Überhaupt  keine  ganze  Vermögenssteuer, 
sondern  nur  eine  Grundsteuer  mit  Steuerabzugsreclit  des 
Schuldners  gegenüber  dem  Gläubiger:  Appenzell  I.  Eh.  Das 
erste  und  dritte  System  weisen  eine  scharfe  Auseinander- 
haltung des  fundierten  und  unfundierten  Einkommens  auf. 
Wir  sehen,  dass  in  der  Schweiz  überall  von  der  Vermögens- 
steuer ausgegangen  wird,  während  es  richtiger  wäre  von 
der  Einkommensteuer  auszugehen,  da  das  Vermögen  seinen 
Verkehrs  wert  erst  durch  das  Einkommen  erhält.  Es  ist 
überhaupt  eine  einheitliche  Steuer  durchaus  vorzuziehen,  die 
Besteuerung  durch  verschiedene  Steuerarten  bereitet  viele 
Schwierigkeiten  bei  der  Veranlagung,  Kontrole  u.  s.  w.  Aber 
wenn  auch  die  Vermögenssteuer  die  Hauptsteuer  ist,  so  ist 
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es  überall  doch  das  Einkommen,  welches  man  eigentlich 
treffen  will.  — 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  ^)  haben  eine 
Einkommensteuer  nur  in  den  Staaten  Massachusetts,  Virginia 
und  Süd  -  Carolina.  Die  Haupteinnahmequelle  in  den  Ver- 
einigten Staaten  ist  die  Vermögenssteuer.  In  Massachusetts 
wird  das  Einkommen  von  jedwedem  Gewerbe,  Handel  oder 
Geschäft  besteuert,  nicht  aber  darf  besteuert  werden  das 
Einkommen  aus  Vermögen ,  welches  der  Besteuerung  schon 
unterliegt.  Die  Einkommensteuer  wird  in  Massachusetts  sehr 
selten  erhoben.  —  In  Virginia  wird  alles  Einkommen  mit 
Ausnahme  der  Staatsgehälter  mit  I^Iq  besteuert.  Die  Ein- 
kommensteuer hat  in  den  Vereinigten  Staaten  sehr  wenig 
Bedeutung.  Es  ist  zu  erheben  die  Steuer  von  allen  „Er- 
trägen, Gewinnen  oder  Einkommen  aus  jedweder  Art  Ver- 
mögen, Renten,  Zinsen,  Dividenden  oder  Gehalt  und  aus 
jedweder  Beschäftigung,  Handel,  Amt  oder  Beruf.  Das 
Gesetz  begünstigt  besonders  die  Farmer,  es  wurde  daher  der 
Konsum  der  eigenen  Produktion  befreit  und  bestimmt,  dass 
Erbschaften  und  Schenkungen  nur  bei  beweglichem  Vermögen 
in  das  Einkommen  zu  rechnen  seien.  — 

Doch  wollen  die  meisten  Gesetze  die  erwähnten  Ein- 
künfte nicht  in  ihrem  ganzen  Betrage  von  der  Besteuerung 
ergriffen  wissen,  sie  machen  gewisse  Abzüge  davon.  So 
sollen  in  Preussen  die  Ausgaben,  die  ein  Wirtschaftssubjekt 
zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  seines  Einkommens 
macht,  steuerfrei  bleiben.  Dies  ist  eigentlicli  ganz  natürlich, 
man  kann  diese  Beträge  garnicht  als  ein  P'inkommen  ansehen. 
Erst  nach  dem  Abzüge  dieser  Koston  vom  Roherträge  ergiebt 
sich  das  Einkonnncn,  es  stellt  den  Reingewinn  dar.  Mit  zu 
den  Erwerbskosten  können  wir  No.  5  des  g  9  di^s  Kinkonnnen- 
steuergesetzes  rechnen:  Die  regelmässigen  Al)S(^tzuiigen  für 
Abnutzung  von  Gebäuden,  Maschinen,  Hetriebsgerät- 
•schaften  u.  s.  w.,  soweit  solche  nicht  bereits  unter  den  Be- 


1)  Scluin/,,  Fiiianziirchiv  Xll.,  s.  S.  451.  1895. 
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triebsausgaben  verrechnet  sind,  und  ebenso  in  No.  4  die 
indirekten  Abgaben,  welche  zu  den  Geschäftsunkosten  zu 
rechnen  sind.  Wir  können  auch  hier  erst  nach  Abzug  dieser 
Ausgaben  von  einem  Einkommen  sprechen,  es  sind  aber  nicht 
Abzüge  vom  Einkommen.  Wir  finden  den  Abzug  der  zur  Er- 
langung, Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens  gemachten 
Ausgaben  fast  in  allen  Ländern  erwähnt,  so  in  Sachsen, 
Baden,  *  Hessen,  Sachsen-Meiningen,  Anhalt,  den  beiden 
Schwarzburg;  Eeussj.  L.  zieht  die  durchschnittlich  notwendigen 
Reparatur-  und  Unterhaltungskosten  ab,  soweit  diese  nicht  der 
Abmieter  trägt,  Oldenburg  die  auf  die  Hervorbringung  des 
Einkommens  unmittelbar  zu  verwendenden  Kosten,  die  freien 
Eeichsstädte  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  die  Ausgaben 
zur  Erlangung,  Sicherung  '  und  Erhaltung  des  Einkommens 
und  die  Betriebskosten.  — 

Auch  nach  dem  österreichischen  Einkommensteuergesetz 
werden  die  Ausgaben  für  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung 
der  Einnahmen  abgezogen,  und  zwar  gehören  hierzu  die  Wert- 
verminderung  des  Inventars  oder  Betriebsmaterials  sowie  die 
durch  den  Betrieb  verursachten  Substanz-,  Kurs-  und  andere 
Verluste.  -  - 

Ebenso  sind  in  Italien  die  eigentlichen  Betriebskosten 
und  die  zur  Erhaltung  und  Steigerung  der  Produktivität  ge- 
machten Ausgaben  abzuziehen.  Art.  32  erwähnt  den  Abzug 
von  Produktionskosten,  und  zwar  scheint  er  diesen  auf  die 
industriellen  Einkünfte  zu  beschränken,  aber  es  sind,  wie 
Burkart^)  ausführt,  unter  dem  Ausdruck  „industrielle  Ein- 
künfte" auch  die  Einkünfte  aus  Handel  und  freier  Berufsart 
zu  verstehen.  — 

In  der  Niederlande  werden  von  der  Gewerbesteuer  die 
zur  Erhaltung  des  Betriebes  notwendigen  Kosten  abge- 
zogen. — 

Dagegen  wird  in  den  übrigen  Staaten  dieser  Abzug 
nicht  erwähnt,  wir  halten,  wie  wir  erwähnt  haben,  die 


1)  Schanz'  Finanzarchiv  VI,  S.  33. 
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besondere  Anführung-  dieser  Abzüge  auch  für  unnötig,  da 
sie  eigentlich  selbstverständlich  sind.  — 

Insofern  es  sich  aber  um  Verwendungen  zur  Verbesse- 
rung und  Vermehrung  des  Vermögens,  zu  Geschäftserweiter- 
ungen, Kapitalsanlagen  oder  Kapitalsabtragungen,  welche  nicht 
lediglich  als  durch  die  Wirtschaft  gebotene  und  aus  den  Be- 
triebseinnahmen zu  deckende  Ausgaben  anzusehen  sind,  handelt, 
finden  Abzüge  nicht  statt.  Dies  sind  keine  Mussausgaben, 
sie  erfolgen  behufs  Erzielung  eines  grösseren  Gewinnes. 
Dieser  Abzug  wäre  also  nicht  gerechtfertigt,  die  meisten  Ge- 
setze erwähnen  die  Ausgaben  besonders  als'  nicht  abzugs- 
fähig. — 

Das  preussische  Einkommensteuergesetz  bringt  ferner 
in  Abzug  die  von  dem  Steuerpfhchtigen  zu  zahlenden  Schuld- 
zinsen und  Renten.  Diese  bilden  nicht  das  Einkommen  des 
Leistenden,  sondern  des  Empfängers  und  werden  hier  zur 
Steuer  heranzuziehen  sein.  Aus  gleichem  Grunde  wird  ein 
Abzug  der  auf  besonderen  Rechtstiteln  beruhenden  dauernden 
Lasten  zu  rechtfertigen  sein.  Diese  bilden  also  thatsächlich 
ein  Einkommen,  aber,  wie  erwähnt,  nicht  des  Leistenden, 
sondern  des  Empfängers  oder  Berechtigten.  Und  zwar  sind 
betreffs  der  Schuldzinsen  nur  die  Zinsen  abzugsfällig,  nicht 
aber  Beträge,  welche  der  Schuldner  neben  den  Zinsen  zur 
allmählichen  Tilgung  der  Schulden  entrichtet').  Die  abzugs- 
fähigen dauernden  Lasten  müssen  in  sich  regelmässig  wieder- 
holenden Leistungen  bestehen  und  sie  müssen  auf  einem  be- 
sonderen Titel  des  Privatreclits  beruhen.  Freiwillige  Leistungen 
des  Steuerpflichtigen  unterliegen  natürlich  der  Besteuerung 
bei  dem  Leistenden.  Dagegen  sind  die  auf  einem  Vertrags- 
verliältnis  beruhenden  Leistungen  bei  dem  Empfänger  heran- 
zuziehen, was  im  J:^  7,  7Äiio,r  4  durch  die  Worte  „aus  Rechten 
auf  periodische  Hebungen  und  Vorteile  irgendwelcher  Art" 
ausgedrückt  ist.  —  Auch  in  Sachsen  werden  die  Schuld- 
zinsen abgezogen,  und  zwar,  wie  auch  in  den  anderen  Staaten, 

1)  Anwoisnii«»:  zur  Ausführung  des  Einkommensteuergesetzes 
vom  5.  August  1891,  Art.  24. 
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nur  dann,  wenn  sie  auf  Einnahmequellen  haften,  die  der  in- 
ländischen Einkommensteuer  unterliegen.  —  Sachsen- Weimar 
zieht  überhaupt  nur  die  Schuldzinsen,  Leibrenten  und  Aus- 
zugsverpflichtungen sowie  andere  auf  besonderen  privatrecht- 
lichen Titeln  beruhende  dauernde  Lasten  vom  Gesamtbetrage 
des  ermittelten  Einkommens  ab.  Früher  bestand  in  Sachsen- 
Weimar  ein  Verbot  des  Schuldzinsenabzuges.  Dieses  verträgt 
sich  aber  nicht  mit  dem  Charakter  der  Einkommensteuer,  da 
diese  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Pflichtigen  Rücksicht 
nehmen  soll,  und  derjenige,  welcher  Schuldzinsen  zu  zahlen 
hat,  offenbar  nicht  so  leistungsfähig  ist,  als  der,  welcher 
solche  nicht  zu  leisten  hat.  Ferner  würde  ein  solches  Ver- 
bot zur  Doppelbesteuerung  führen,  da  die  Schuldzinsen  beim 
Gläubiger  noch  einmal  besteuert  werden  würden.  Weitere 
Abzüge  erwähnt  dieses  Gesetz  nicht.  Wie  wir  sehen  werden, 
sind  noch  eine  ganze  Reihe  von  Abzügen  gerechtfertigt.  — 
In  Baden  sind  abzuziehen  die  auf  dem  Einkommen  ruhenden 
dauernden  privatrechtlichen  und  öffentlichrechtlichen  Lasten 
(mit  Ausnahme  der  Einkommensteuer  und  der  sich  unmittel- 
bar daran  knüpfenden  Abgaben  für  Gemeinden,  Kirchen  u.  s.  w.), 
ferner  etwaige  von  dem  Steuerpflichtigen  nachgewiesener- 
massen  zu  entrichtende  Schuldzinsen.  Für  Verluste  am  Ver- 
mögensstanim  dürfen  keine  Abzüge  gemacht  werden.  Dies 
ist  wohl  nicht  zu  rechtfertigen,  da  das  Einkommen  thatsächlich 
dadurch  gemindert  wird.  Ferner  ist  nicht  abzugsfähig  die 
Verzinsung  des  in  einer  Unternehmung  angelegten  eigenen 
Kapitals.  Hierzu  liegt  auch  kein  Grund  vor,  man  wird  solche 
Verzinsung  als  Geschäftsgewinn  anzusehen  haben.  Ebenso 
ist  der  Pacht-  und  Mietwert  der  zu  einer  Unternehmung 
verwendeten  eigenen  Grundstücke  und  Gebäude  nicht  abzu- 
ziehen. Es  würde  sonst  dieser  Einkommensteil  überhaupt 
ganz  steuerfrei  sein.  Muss  man  zu  einer  Unternehmung  fremde 
Grundstücke  oder  Gebäude  pachten  resp.  mieten,  so  wird  der 
Pacht-  oder  Mietwert  bei  dem  Verpächter  zur  Steuer  heran- 
gezogen, bei  Verwendung  eigener  Grundstücke  oder  Gebäude 
hat  natürlich  der  Unternehmer  selbst  die  Steuer  zu  bezahlen.  — 
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Oldenburg  zieht  von  dem  steuerpfliditigen  Einkommen  ab  die 
auf  Grund  klagbarer  Verpflichtungen  an  nicht  zu  derselben 
Haushaltung  gehörige  Personen  aus  dem  Einkommen  zu 
zahlenden  jährlichen  Eenten,  Apanagen,  Wittümer,  Altenteile, 
Kanon,  Erbpacht  und  dergleichen,  ferner  die  Zinsen  für  hypo- 
thekarisch oder  im  Grundbuch  eingetragene  und  andere 
Schulden.  —  Ebenso  sind  auch  in  Hessen  die  Zinsen  erweis- 
licher Schulden  und  sonstige  rechtsverbindliche  Lasten  ab- 
zugsfähig, ferner  auch  in  Sachsen-Altenburg,  Braunschweig, 
Saclisen-Meiningen ,  Anhalt,  den  beiden  Schwarzburg.  In 
Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  werden  die  Schuldzinsen  ab- 
gezogen. —  Eeuss  j.  L.  erklärt  für  abziehbar  die  Zinsen  für 
hypothekarisch  eingetragene  und  andere  Schulden,  ferner  die 
auf  dem  Grundbesitz  ruhenden  Lasten.  Weshalb  nur  diese 
Lasten  und  nicht  alle  rechtsverbindlichen  Lasten  abzuziehen 
sind,  vermögen  wir  nicht  einzusehen,  da  jede  rechtsverbind- 
liche Last  das  Einkommen  mindert.  —  Eeuss  ä.  L.  gestattet 
ausdrücklich  den  Abzug  der  Zinsen  von  etwaigen  Passivkapi- 
talien von  den  Zinsen  der  Aktivkapitalien  nicht.  Der  Abzug 
rechtsverbindlicher  Lasten  ist  nicht  erwähnt.  Wir  können 
uns  aus  oben  angeführten  Gründen  mit  diesen  Bestimmungen 
nicht  einverstanden  erklären.  — 

In  Österreich  sind  abzuziehen  Zinsen  von  Geschäfts- 
und Privatschulden,  sowie  sonstige  auf  besonderen  Eechts- 
titeln  beruhende  dauernde  Lasten.  Verluste,  welche  den  Ver- 
mögensstamm betreffen,  sind  nicht  abzielibar.  Ebenso  sind 
nicht  abzugsfähig  Zinsen  für  das  in  einer  Unternehmung  an- 
gelegte eigene  Kapital  des  Steuerpflichtigen.  Anderenfalls 
wih'den  diese  Zinsen  auch  ganz  steuerfrei  bleilxMi.  Hat  man 
Kapital  für  die  llnt(^rnehinung  entliehen,  so  ist  (hMjeiiige 
steuerpflichtig,  der  die  ZinsiMi  empfängt,  also  dvv  das  Ka])ital 
geliehen  hat,  füi-  Zins(Mi  des  in  (Miier  Unternehmung  ange- 
legten eig(Mien  Kapitals  ist  mithin  (Wv  rnternehmcM-  selbst 
st(Mi(U'pfliclitig.  -  -  Auch  in  Italien  sind  die  SchnldzinsiMi  ab- 
zugsfähig. Ai't.  2\  des  (^^set/es  bestimmt  zwar,  dass  die 
Deklaration  der  Kinkiinfte  ans  hingolirhcnon  oder  in  sonst joiM- 


—    2Ö  — 


Weise  veranlagten  Kapitalien,  lebenslängliche  Renten,  wie 
überhaupt  jedes  Einkommen  von  feststehender  Grösse  ohne 
irgend  welchen  Abzug  zu  geschehen  habe,  es  soll  aber  offen- 
bar auch  in  den  angeführten  Fällen  der  Abzug  von  Schuld- 
zinsen nicht  ausgeschlossen  sein,  es  soll  hier  nur  das  Ein- 
kommen unverkürzt  nach  seinem  ursprünglichen  Stande  de- 
klariert werden.  — 

In  den  Niederlanden  wird  bei  der  Vermögenssteuer  das 
Vermögen  vermindert  um  den  Betrag  von  Schuldforderungen 
an  den  Steuerpfüchtigen  und  um  den  kapitalisierten  Wert 
obligatorischer  Zuwendungen,  so  von  Leibrenten,  Pensionen, 
festen  Renten,  ferner  von  Ausgaben  für  verpflichtete  Ge- 
währung von  Lebensunterhalt,  Wohnung  u.  s.  w.  — 

Wir  sehen  also,  dass  der  Abzug  von  Schuldzinsen  und 
rechtsverbindlichen  dauernden  Lasten  in  fast  allen  Gesetzen 
durchgeführt  ist,  und  dies  ist  auch  vollkommen  gerechtfertigt, 
da  das  Einkommen  thatsächlich  durch  solche  Ausgaben  ge- 
schmälert wird.  . — 

Das  preussische  Einkommensteuergesetz  zieht  ferner  von 
dem  Einkommen  die  von  dem  Grundeigentume,  dem  Bergbau 
und  dem  Gewerbebetriebe  zu  entrichtenden  directen  Staats- 
steuern ab.  Es  kommen  hier  ausdrücklich  nur  die  Staats- 
steuern in  Betracht,  der  Abzug  der  Communalsteuern  ist 
wegen  der  grossen  Ungleichmässigkeit  in  der  Art  wie  in  der 
Höhe  der  Besteuerung  abgelehnt  mit  Ausnahme  der  in  §  9  I,  1 
erwähnten  Deichlasten  Im  Landtage  wurde  der  Abzug  aller 
direkten  Steuern  beantragt,  aber  mit  Recht  wurde  dieses  ab- 
gelehnt, da  danach  auch  die  Einkommensteuer  vom  Ein- 
kommen abgezogen  werden  musste^).  Diesen  Bestimmungen 
des  preussischen  Einkommensteuergesetzes  entsprechen  die 
von  Braunschweig  und  Sachsen-Meiningen.  In  Anhalt  werden 
die  Beträge  der  Staatsgrund-  und  Staatsgewerbesteuer  abge- 

1)  Sitzungsprotokoll  v.  5.  März  1891. 

2)  Wagner,  die  Reform  der  direkten  Staatsbesteuerung  in 
Prcussen  im  Jahre  1891,  Finanzarcliiv  VllI,  2  S  227.  1891. 
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zog-en,  während  die  übrig-en  Eeichs-,  Staats-,  Kreis-,  Gemeinde- 
iind  sonstig'en  Steuern  nicht  abzugsfähig  sind.  —  Sachsen 
erklärt  betreffs  der  Steuern  nur  die  Grund  Steuerbeiträge  für 
abziehbar.  Den  Abzug  der  Steuern  vom  Gewerbebetriebe 
erwähnt  das  sächsische  Einkommensteuergesetz  nicht,  obgleich 
man  ihn  wohl  ebenso  rechtfertigen  könnte  wie  den  Abzug 
der  Grundsteuerbeiträge.  Bezüglich  des  Abzuges  der  Steuern 
kommen  auch  in  Sachsen  nur  die  Staatssteuern  in  Betracht, 
die  Gemeindeabgaben  werden  ausdrücklich  als  nicht  abzugs- 
fähig erwähnt.  —  Oldenburg  zieht  sämtliche  Staats-,  Gemeinde- 
und  sonstigen  öffentlichen  Abgaben  ab.  Wir  haben  uns  schon 
oben  dahin  ausgesprochen,  dass  wir  nur  die  Staatssteuern  für 
abzugsfähig  halten  möchten.  —  Auch  in  Hessen  werden  sowohl 
die  von  dem  Steuerpfhchtigen  zu  zahlenden  Grund-,  Kapital- 
renten- und  Gewerbesteuern  abgezogen,  als  auch  die  auf  Grund-, 
Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuerkapitalien  entfallenden  Kom- 
munalumlagen. Also  auch  hier  werden  die  Kommunalabgaben  in 
dieser  Hinsicht  den  Staatssteuern  gleich  behandelt.  —  Sachsen- 
Altenburg  zieht  nur  die  an  den  Staat  zu  entrichtende  Grund- 
steuer ab;  Sachsen-Meiningen  die  an  den  Staat  zu  entrich- 
tende Grundsteuer,  Gewerbesteuer  und  Steuer  vom  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen;  Schwarzburg- Sondershausen  die 
vom  Grundeigentum,  dem  Bergbau  und  Eisenbahnbetriebe  an 
den  Staat  zu  entrichtenden  Steuern  und  Abgaben,  sowie  solche 
indirekte  Abgaben,  welche  zu  den  Geschäftsunkosten  zu  rechnen 
sind;  Schwarzburg-Eudolstadt  die  an  den  Staat  zu  entrich- 
tenden Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern.  —  Reussj.  L. 
erklärt  auch  nur  Staatssteuern  für  abzugsfähig,  die  nach  dem 
Einkommen  bemessenen  Bezirks-,  Kommunal-  und  Parochial- 
anlagen  sowie  die  Beträge  der  Einkorn nu^iisteuer  werden  aus- 
drücklich als  nicht  abzugsfähig  erwähnt.  —  Hamburg,  Lübeck 
und  Bremen  ziehen  dageg(^.n  sowohl  Staats-  als  Koinmunal- 
ab gaben  ab.  — 

Das  österreichische  Einkommensteuergesetz  gestattest  den 
Abzug  der  vom  Steuerpflichtigen  entrichteten  direkt(Mi  SteutM  ii 
mit  Ausnahme  dvv  Personaleiukommeusteu(Mii,  Zuschläge  zu 
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denselben,  Landes-,  Bezirks-,  Gemeinde-  und  sonstigen  Um- 
lag-en  oder  dieselben  vertretenden  Konknrrenzbeiträge  zu 
öffentliclien  Zwecken,  Patronatslasten,  dann  indirekten  Ab- 
gaben, welche  zu  den  Geschäftsunkosten  zu  rechnen  sind. 
Hier  werden  also  die  Abzüge  von  Abgaben  in  grossem  Um- 
fange zugelassen. 

Sehr  streitig  ist  die  Berechtigung  der  übrigen  Abzugs- 
posten, welche  wir  im  preussischen  Einkommensteuergesetz 
finden :  Die  von  dem  Steuerpflichtigen  gesetz-  oder  vertrags- 
mässig  zu  entrichtenden  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters- 
und Invalidenversicherungs-,  Witwen-,  Waisen-  uhd  Pensions- 
kassen, ferner  die  Versicherungsprämien,  welche  für  Ver- 
sicherung des  Steuerpflichtigen  auf  den  Todes-  oder  Lebens- 
fall gezahlt  werden,  soweit  dieselben  den  Betrag  von  600  M. 
jährlich  nicht  übersteigen.  Diese  Abzüge  finden  auch  in  nur 
wenigen  Einkommensteuergesetzen  statt.  Dem  eigentlichen 
Einkommensbegriff  entsprechen  sie  nicht,  immerhin  werden 
sie  sich  rechtfertigen  lassen.  Vor  allem  wird  man  wohl  die 
Abzüge  der  gesetzmässig  zu  entrichtenden  Beiträge  anerkennen 
müssen.  Zu  diesen  Ausgaben  ist  der  Steuerpflichtige  ge- 
zwungen, sie  bilden  eigentlich  nicht  einen  Teil  seines  Ein- 
kommens, da  diese  Summe  seiner  Verfügung  entzogen  ist. 
Anders  steht  es  mit  den  freiwillig  geleisteten  Beiträgen,  doch 
werden  auch  diese  nur  erfolgen,  wenn  sie  unbedingt  not- 
wendig sind.  Die  angeführten  Kassen  sowohl,  wie  die  Lebens- 
versicherungen sind  Anstalten,  die  die  Existenz  des  Menschen 
sichern,  die  Sorgen  für  die  Zukunft  mindern  sollen.  Es  wäre 
widersinnig,  wollte  der  Staat  bei  Benutzung  solcher  Anstalten 
Steuern  erheben  und  diese  somit  erschweren.  Wir  möchten 
daher  diese  Abzüge  als  wohl  gerechtfertigt  ansehen. 

Glässing')  spricht  sich  ausdrücklich  gegen  diese  Frei- 
lassung aus.  Er  sieht  die  Prämien  ebenso  wie  die  Beiträge 
zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversicherungs-, 
Witwen-,  Waisen-  und  Pensionskassen  als  Verwendungen  zur 


1)  Der  neueste  Stand  der  Reform  der  direkten  Steuern  im 
Grossherzogtum  Hessen,  Schanz'  Finanzarchiv  XIIL    S.  512,  1896. 
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Verbesserung-  und  Vermehrung-  des  Vermögens  an  und  ver- 
wirft daher  prinzipiell  ihre  Ausscheidung  aus  dem  Einkommen, 
wenn  er  auch  den  hohen  sozialpolitischen  Wert  dieser  Mass- 
regel anerkennt.  Als  Verwendungen  zur  Vermehrung  des 
Vermögens  möchten  wir  diese  Ausgaben  nicht  ansehen,  viel- 
mehr meinen  wir,  dass  sie  nur  gemacht  werden,  um  künf- 
tiger Notlage  zu  steuern.  Auch  Wagner^)  hält  die  Be- 
stimmungen des  preussischen  Einkommensteuergesetzes  für 
unberechtigt,  da  man  das  Prinzip  der  Einkommensteuer  ver- 
lasse und  zur  Besteuerung  einer  Art  freien  Einkommens  über- 
gehe. Es  liege  ferner  die  Gefahr  vor,  dass  sich  leicht  ähn- 
liche plausible  Gründe  für  die  Anwendung  dieses  Exemtions- 
privilegs  finden  lassen.  Dadurch  entgingen  dem  Staate  grosse 
Summen,  welche  nun  auf  andere  Weise,  z.  B.  durch  Erhöhung 
des  Steuerfusses  eingebracht  werden  müssten.  Auch  Wagner 
hält  diese  Ausgaben  für  Verwendungen  zur  Verbesserung  und 
Vermehrung  des  Vermögens  und  somit  deren  Abzug  für  un- 
gerechtfertigt. —  In  Sachsen  werden  nach  dem  Gesetz  von 
1900  betreffend  einige  weitere  Abänderungen  des  Einkommen- 
steuergesetzes vom  2.  Juli  1878  die  Beiträge  zu  Kranken-, 
Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversicherungs-,  Witwen-,  Waisen-, 
Pensions-  und  Sterbekassen  im  Gegensatz  zu  den  bisherigen 
Bestimmungen  abgezogen,  dagegen  sind  hier  die  Lebensver- 
sicherungsprämien nicht  abzugsfähig.  —  In  Hessen  werden 
sowohl  die  von  dem  Steuerpflichtigen  gesetz-  oder  Vertrags- ^ 
mässig  zu  entrichtenden  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters- 
und Invalidenversicherungs-,  Witwen-,  Waisen-  und  Peusions- 
kassen,  als  auch  Versicherungsprämien  für  Versicherung  des 
im  Inland  wohnenden  Steuerpflichtigen  auf  den  Todes-  oder 
Lebensfall  bis  zu  400  M.  abgezogen.  —  Braunschweig  stimmt 
auch  hierin  mit  Preussen  überein.  —  Sachsen-Altenburü-  er- 
wähnt den  Abzug  der  IjelxMisversiclierungspi'ämie  nicht.  Eben- 
so erklärt  auch  Sachseii-Meiuiiigeii  nur  die  infolge»  Dienst- 
verhältnisses oder  gesetzlicher  Bestimmungen  an  Witwen-  und 
Waisenpensionskassen,  ferner  für  Kranken-,  Alti^'s-,  Invaliditäts- 


1)  A.  a.  0.  Schanz'  F.-A.  VIll,  2.    S.  228. 
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Versicherung  zu  zahlenden  Beiträge  für  abzugsfähig,  nicht 
dagegen  die  Lebensversicherungsprämien.  —  In  den  beiden 
Schwarzburg  werden  die  gesetz-  oder  vertragsmässigen  Bei- 
träge zu  Kranken-,  Unfall-,  Witwen-,  Waisen-  und  Pensions- 
kassen abgezogen;  in  Schwarzburg-Sondershausen  sind  die 
vertragsmässigen  Beiträge  nur  bis  zum  Betrage  von  300  M. 
abzugsfähig,  auch  sind  hier  die  Lebensversicherungsprämien 
bis  zum  Betrage  von  300  M.  abzugsfähig,  dagegen  nicht  in 
Schwarzburg-Eudolstadt.  —  Das  Einkommensteuergesetz  von 
Reuss  j.  L.  erklärt  nur  die  auf  grundgesetzlicher  Verpflichtung 
zu  leistenden  Witwenkassenbeiträge  für  abziehbar  und  zwar 
nur  von  den  Besoldungen,  AVartegeldern  und  Pensionen.  Wir 
möchten  die  Beiträge  für  andere  Kassen  ebenso  für  abzugs- 
fähig halten.  Bei  der  Bestimmung,  dass  die  Witwenkassen- 
beiträge nur  von  den  Besoldungen  u.  s.  w.  abzuziehen  sein 
sollen,  ist  man  wahrscheinlich  davon  ausgegangen,  dass  un- 
fundiertes Einkommen  mehr  der  Berücksichtigung  bedarf  als 
fundiertes.  Doch  wird  im  allgemeinen  nur  derjenige  von  der 
Einrichtung  solcher  Kassen  Gebrauch  machen,  welcher  durch 
seine  Verhältnisse  dazu  genötigt  ist,  und  wir  möchten  daher 
derartige  Beiträge  auch  bei  Einkommen  aus  anderen  Quellen 
und  auch,  wenn  sie  nicht  auf  gesetzlicher  Grundlage  beruhen, 
für  abzugsfähig  halten.  —  In  Reuss  ä.  L.  sind  überhaupt  nur 
abzugsfähig  die  gesetzmässig  zu  entrichtenden  Beiträge  für 
^Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  und  an 
Witwen-,  Waisen-  und  Pensionskassen.  —  Ebenso  sind  in 
Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  die  Beiträge  für  Kranken-, 
Alters-,  Invaliditäts-,  Witwen-  und  Waisenkassen  abzugsfähig, 
nicht  dagegen  die  Lebensversicherungsprämien.  —  Weder  die 
Beiträge  zu  den  Witwen-,  Waisen-  u.  s.  w.  Kassen,  noch  die 
Lebensversicherungsprämien  werden  abgezogen  in  Baden, 
Sachsen-Weimar,  Oldenburg  und  Anhalt.  — 

Österreich  erklärt  für  abzugsfähig  die  Versicherungs- 
prämien für  alle  Arten  der  Schadensversicherungen,  für  Ver- 
sicherungen auf  den  Todes-  oder  Lebensfall,  soweit  dieselben 
den  Betrag  von  jährlich  100  Fl.  nicht  übersteigen,  bei  Ver- 
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Sicherungen  auch  der  Ehegatten  und  Kinder  bis  200  FL 
Ferner  sind  nicht  steuerpflichtig  Beiträge  zu  Kranken-,  Un- 
fall-, Alters-  und  Invalidenversicherungs-,  Witwen-,  Pensions- 
kassen oder  derlei  Anstalten,  sofern  der  Steuerpflichtige  ge- 
setz-  oder  vertragsmässig  zum  Eintritt  in  die  Versicherungs- 
anstalt oder  zur  Entrichtung  dieser  Beiträge  verpflichtet  ist. 
Wir  haben  uns  schon  dahin  erklärt,  dass  wir  den  Abzug 
derartiger  Beiträge  auch  dann  für  gerechtfertigt  halten 
möchten,  wenn  diese  nicht  Vertrags-  oder  gesetzmässig  ge- 
schehen. — 

Die  Niederlande  erklärt  ausdrücklich  als  von  der  Ver- 
mögenssteuer nicht  abzugsfähig  Lebensversicherungs-,  Pen- 
sions- oder  Leibrentenprämien.  Dagegen  sind  von  der  Ge- 
werbesteuer abzuziehen  die  Beiträge  zu  den  Unterstützungs- 
fonds der  in  dem  Betrieb  des  Unternehmens  Bediensteten, 
die  Unfallversicherungsprämien  und  die  an  alte  und  kranke 
früher  zu  dem  Betriebspersonal  der  Unternehmungen  gehörige 
Leute  gezahlten  Pensionen.  Wir  möchten,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  Abzüge  weiter  ausgedehnt  wissen,  so  auf  die 
Lebensversicherungsprämien  und  auf  die  Beiträge  der  er- 
wähnten Kassen  überhaupt,  nicht  bloss  in  dem  beschränkten 
Masse,  wie  es  das  niederländische  Gesetz  thut.  — 

Hiermit  sind  die  Abzüge  vom  Einkommen  im  preussi- 
schen  Einkommensteuergesetz  erschöpft,  in  einzelnen  Ländern 
finden  wir  noch  einige  andere,  die  aber  nicht  von  grosser 
Bedeutung  sind.  So  sind  in  Sachsen  abzugsfähig  die  Bei- 
träge zur  Landesimmobiliarbrandkasse;  ebenso  sind  auch  in 
Sachsen-Meiningen  die  Beiträge  für  die  Versicherung  der 
Immobilien  gegen  Feuerschaden  abzuziehen,  während  die 
anderen  Versicherungsbeiträge  nur  soweit  abzuziehen  sind, 
als  sie  zu  den  geschäftlichen  Unkosten  zu  rechnen  sind. 
Hier  kann  man  sehr  schwank(^n,  ob  man  diesen  Abzug  der 
Versicherungsbeiträge  für  Feuerschaden  bei  Immobilien  für 
gerechtfertigt  halten  soll.  Man  könnte  solche  Ausgaben 
vielleicht  als  zur  Sicherung  des  Kinkommens  gemacht  auf- 
fassen, da  bei  dem  eintretenden  SchadcMi  ein  grosser  Ausfall 
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entsteht,  doch  müssten  dann  auch  die  Beiträge  für  andere 
Versicherungen  abgezogen  werden.  Wir  möchten  uns  gegen 
diesen  Abzug  erklären.  Diese  Ausgaben  sind  nicht  durchaus 
notwendige,  sie  erfolgen  auch  nicht  wie  die  Lebens  Versiche- 
rungsprämien und  die  Beiträge  zu  Witwen-,  Waisen-,  Kranken- 
kassen u.  s.  w.  zur  Sicherung  der  Existenz  in  der  Zukunft, 
sondern  werden  nur  geleistet,  um  einen  eventuellen  Ausfall 
zu  verhüten ;  ferner  handelt  es  sich  hier  gewöhnlich  um  wohl- 
habendere Leute,  welche  nicht  so  sehr  der  Berücksichtigung 
bedürfen.  —  Ebenso  werden  auch  in  den  beiden  Schwarz- 
burg die  Beiträge  für  Versicherung  gegen  Feuer-,  Hagel- 
und  Viehschäden  abgezogen,  in  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen 
die  Versicherungsprämien  für  Sachversicherung,  Eeparatur 
und  Abnutzung.  — 

Österreich  erklärt  für  abzugsfähig  die  Beiträge  für  alle 
Arten  der  Schadensversicherungen.  — 

In  Italien  wurde  der  Abzug  von  Versicherungskosten 
zunächst  nicht  in  das  Gesetz  aufgenommen,  da  sie  für  die 
Erzeugung  der  industriellen  Einkünfte  nicht  notwendig  seien. 
Ein  Erkenntnis  der  Zentralkommission  von  1879  erklärte  nun 
die  Versicherungskosten  der  produzierten  Waren  für  abzugs- 
fähig und  ein  Erkenntnis  des  römischen  Kassationshofes  er- 
klärte die  Versicherungskosten  für  industrielle  Gebäude  für 
abziehbar.  — 

In  der  Schweiz  werden  in  Aargau,  Appenzell  a.  Eh , 
Neuchatel  und  dem  Gesetzesbuchstaben  nach  auch  in  Basel- 
stadt alle  Vermögensgattungen  zur  Vermögenssteuer  heran- 
gezogen. Die  übrigen  Kantone  lassen  Vermögensobjekte  aus- 
fallen, so  z.  B.  einige  den  Jahresertrag,  welcher  zweifellos 
mit  unter  den  Vermögensbegriff  fällt,  ferner  die  Barschaft, 
dann  die  Handwerks-  und  Eeldgeräte,  diese  Freilassung  von 
der  Vermögenssteuer  wird  sich  entschieden  nicht  rechtfertigen 
lassen.  In  einigen  Kantonen  bleibt  ferner  von  der  Steuer 
frei  das  Vieh,  landwirtschaftliche  und  gewerbliche  Gebäude, 
auch  diese  sind  offenbar  unter  den  Vermögensbegriff  einzu- 
rechnen. Sehr  bestritten  ist  die  Aufnahme  oder  Ausscheidung 
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des  Hausmobiliars.  Schanz  hält  die  Aufnahme  desselben  für 
richtiger,  er  führt  aus,  dass  das  steuerfreie  Existenzminimum 
stets  nur  auf  das  Notwendigste  beschränkt  werden  müsse 
und  dieser  Grundsatz  auch  beim  Hausinventar  nicht  durch- 
brochen werden  dürfe,  da  sonst  eine  gewaltige  Erweiterung 
des  Existensminimums  bei  den  reichsten  Leuten  heraus- 
komme').   Wir  möchten  uns  hierin  Schanz  anschliessen.  — 

In  fast  allen  Gesetzen  werden  als  nicht  abzugsfähig 
erwähnt  die  Ausgaben  für  den  gesamten  Unterhalt  des  Steuer- 
pflichtigen und  seiner  nicht  selbständigen  Angehörigen.  Dieser 
Abzug  würde  auch  dem  eigentlichen  Einkommensbegriff  wider- 
sprechen, ausserdem  werden  diese  Unterhaltungskosten  so 
verschieden  sein,  dass  es  sehr  schwierig  sein  würde,  diese 
der  Wirklichkeit  entsprechend  festzustellen.  — 

Ferner  werden  auch  die  ausserordentlichen  Einnahmen, 
z.  B.  aus  Erbschaften,  Schenkungen,  Lebensversicherungen, 
aus  Verkauf  von  Grundstücken,  sofern  dieser  nicht  gewerbe- 
mässig  oder  zu  Spekulationszwecken  geschieht,  nicht  zum 
steuerpflichtigen  Einkommen  gerechnet.  Diese  Einnahmen 
bedeuten  auch  in  der  That  keine  Einkommensvermehrung, 
sondern  einen  Vermögenszuwachs.  Als  Einkommen  gelten 
nur  die  Einnahmen,  die  durch  die  auf  Gewinn  gerichtete 
Thätigkeit  einer  Person  und  durch  Nutzung  ihres  Vermögens 
erzielt  werden,  und  über  welche  sie  ohne  Verminderung  des 
Stammvermögens  verfügen  kann^).  — 

Fassen  wir  nach  dem  Gesagten  noch  einmal  zusammen, 
wie  wir  den  steuerpfli(ihtigen  Einkommensbegriff  ZAveckmässig 
festgestellt  glauben,  so  ergiebt  sich,  dass  vor  allem  eine 
möglichst  spezialisierte  Untersch(^jdung  nach  den  verschiedenen 
Quellen  gemacht  werden  muss.  Fcuiier  sind  ausserordentliche 
Einnahmen  nicht  zum  steuerpflichtigen  Einkommen  zu  rech- 
nen, da  sie  nicht  eine  Eiiikommeiisvermehrung,  sondern  einen 
Vermögenszu wachs   bedeuten,   so  di(^  Einnahmen   aus  Kvh- 

1)  Sclian/,  Steuern  der  Schweiz,  Bd.  I.  S.  52  ff. 

2)  Mcif/en,  Prenssiisclies  Kinkomniensteuerg-esetz  v.  1S5)1.  S.  20. 
Anm.  3. 
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Schäften,  Lotteriege  Winnen,  Schenkungen,  Lebensversiche- 
rungen u.  a.  Betreffs  der  Abzüge  wird  es  gerechtfertigt 
sein  die  durchaus  notwendigen,  also  besonders  die  gesetz- 
und  Vertrags  massigen  Ausgaben  abzuziehen,  da  sie  thatsäch- 
lich  eine  Einkommensverminderung  herbeiführen,  hier  möchten 
wir  eine  Ausnahme  hinsichtlich  der  Communalabgaben  wegen 
ihrer  grossen  Ungleichmässigkeit  gemacht  wissen.  Ferner 
sind  abzuziehen  die  zur  Erhaltung,  Sicherung  und  Erlangung 
des  Einkommens  gemachten  Verwendungen,  endlich  Ausgaben, 
die  gemacht  sind,  um  etwaiger  künftiger  Notlage  zu  steuern, 
so  die  Beiträge  zu  Witwen-,  Waisen-,  Kranken-,  Alters-,  In- 
validenkasseu  und  die  Lebensversicherungsprämien.  Nicht 
abzuziehen  sind  dagegen  Ausgaben  zu  einer  Vermehrung  des 
Vermögens  und  zum  Unterhalt  des  Steuerpflichtigen  und 
dessen  Angehöriger.  — 

Die  steuerpflichtigen  physischen  Personen. 

Wir  gehen  nun  zu  der  Frage  über:  wer  ist  zu  be- 
steuern, und  zwar  wollen  wir  zunächst  nur  auf  physische 
Personen  eingehen.  Zweifellos  wird  die  Steuerpflicht  phy- 
sischer Personen  berechtigt  sein.  Die  Einkommensteuer  soll 
die  Jahreseinnahmen  einer  wirtschaftenden  Persönlichkeit 
treffen,  die  verbraucht  werden  können,  ohne  die  Vermögens- 
lage zu  verschlechtern.  Diese  wirtschaftenden  Personen  be- 
stehen in  der  Mehrzahl  aus  physischen  Personen.  So  wurden 
bei  Einführung  der  Einkommensteuer  in  verschiedenen  Ländern 
zunächst  nur  physische  Personen  zur  Steuerpflicht  herange- 
zogen, erst  allmählich  ging  man  dazu  über  auch  nichtphysi- 
sche Personen  zu  besteuern  und  auch  hier  nur  bestimmte. 
Aber  auch  die  physischen  Personen  sind  nicht  ausnahmslos 
einkommensteuerpflichtig.  In  erster  Linie  wird  überall  die 
Staatsangehörigkeit  für  die  Einkommenbesteuerung  massgebend 
sein.  Doch  finden  hier  verschiedene  Ausnahmen  statt,  nicht 
alle  Staatsangehörigen  sind  einkommensteuerpflichtig,  es 
kommt  noch  der  Wohnsitz,  dann  der  Aufenthaltsort,  die  Ein- 
nahmequelle u.  s.  w.  in  Betracht.    So  nimmt  z.  B.  Preussen 
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die  Staatsangehörigen  von  der  Einkommenbesteuerung  aus, 
welche  ohne  in  Preussen  einen  Wohnsitz  zu  haben  in  einem 
anderen  Bundesstaate  oder  in  einem  deutschen  Schutzgebiete 
wohnen  oder  sich  aufhalten.  Solche  werden  gewöhnlich  in 
dem  Staate,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  zur  Ein- 
kommensteuer herangezogen,  es  würde  also  leicht  eine  Doppel- 
besteuerung stattfinden,  wollte  man  sie  in  dem.  Staate,  dem 
sie  angehören,  noch  einmal  besteuern.  Ferner  lässt  Preussen 
diejenigen  Staatsangehörigen  steuerfrei,  welche  neben  einem 
Wohnsitz  in  Preussen  in  einem  anderen  Bundesstaate  oder 
in  einem  deutschen  Schutzgebiete  ihren  dienstlichen  Wohn- 
sitz haben.  Unter  einem  dienstlichen  Wohnsitz  versteht  man 
einen  Ort,  an  welchem  ein  Beamter  oder  Offizier  nach  den 
für  ihn  massgebenden  dienstlichen  Vorschriften  verpflichtet 
ist  Wohnung  zu  nehmen.  Der  dienstliche  Wohnsitz  wird  in 
der  Eegel  der  einzige  Wohnsitz  sein,  es  ist  daher  vollkommen 
gerechtfertigt,  dass  dieser  für  die  Besteuerung  massgebend 
ist.  Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  betreffend  die  Be- 
seitigung der  Doppelbesteuerung  hat  diese  Bestimmung  für 
alle  deutschen  Staaten  bindend  gemacht  (§  2  Abs.  3),  es  ist 
daher  die  besondere  Erwähnung  in  den  einzelnen  Einkommen- 
steuergesetzen überflüssig. 

Endlich  wird  bei  preussischen  Staatsangehörigen,  welche 
in  Preussen  keinen  Wohnsitz  haben  und  sich  über  zwei  Jahre 
im  Auslande  dauernd  aufhalten,  die  unbeschränkte  Steuer- 
pflicht ausser  Kraft  gesetzt.  Bisher  waren  die  im  Auslande 
sich  dauernd  aufhaltenden  Preussen,  wenn  sie  in  Preussen 
keinen  Wohnsitz  hatten,  von  der  Klassensteuer  überhaupt 
frei,  der  Einkommensteuer  dagegen  ohne  Zeitbeschränkung 
unterworfen.  Bei  der  Vereinigung  der  beiden  Steuern  hat 
man  eine  vermittelnde  Bestimmung  getroffen  und  diese  Per- 
sonen nach  einem  dauernden  Aufenthalt  von  zAvei  Jahren  im 
Auslande  von  der  inländischen  Steuer  befreit.  Hierdurch  wird 
der  Verwaltung  manche  Mühe  erspart.  Die  IMotive  führtMi 
hier  als  Begründung  an,  dass  solche  Personen  überhau])t  nicht 
oder  nur  nebenbei  einen  der  Besteuerung  entsprech(Mi(h'n  \'or- 
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teil,  noch  Schutz  des  heimischen  Staates  genossen.  Es  ist 
hiermit  auch  die  Gefahr  einer  Umgehung  der  Steuerpflicht  hin- 
länglich beseitigt,  indem  bei  einer  nicht  lediglich  vorüber- 
gehenden Rückkehr  die  Steuerpflicht  sofort  wieder  aufleben 
würde  Diese  Steuerfreiheit  erstreckt  sich  aber  nicht  auf 
Eeiclis-  und  Staatsbeamte,  welche  im  Auslande  ihren  dienst- 
lichen Wohnsitz  haben  und  dort  zu  entsprechenden  direkten 
Staatssteuern  nicht  herangezogen  werden.  Anderenfalls  würden 
diese  ja  auch  ganz  steuerfrei  bleiben  und  sie  würden  somit 
eine  Bevorzugung  vor  anderen  Staatsangehörigen  erfahren. 
Es  werden  in  Preusseu  zur  Einkommensteuer  nicht  nur  Staats- 
angehörige herangezogen,  sondern  auch  Angehörige  der  anderen 
Bundesstaaten,  wenn  sie,  ohne  in  ihrem  Heimatsstaate  einen 
Wohnsitz  zu  haben,  inPreussen  wohnen,  ferner  solche,  welche, 
ohne  im  deutschen  Reich  einen  Wohnsitz  zu  haben,  sich  in 
Preussen  aufhalten,  endlich  solche  Angehörige  anderer  Bundes- 
staaten, welche  in  Preussen  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  haben. 
Hier  ist  also  nicht  die  Staatsangehörigkeit  massgebend,  sondern 
der  Wohnsitz,  resp.  dauernde  Aufenthalt.  Die  Besteuerung 
der  ersten  Kategorie  von  Personen  entspricht  der  vorher  er- 
wähnten Ausnahme  der  preussischen  Staatsangehörigen  von 
der  Besteuerung  in  Preussen.  Dort  wurden  preussische  Staats- 
angehörige von  der  Einkommenbesteuerung  in  Preussen  be- 
freit, wenn  sie,  ohne  einen  Wohnsitz  in  Preussen  zu  haben, 
in  einem  anderen  Bundesstaate  oder  im  deutschen  Schutzge- 
biete wohnten  oder  sich  aufhielten,  hier  unterliegen  umgekehrt 
diejenigen  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten  der  Einkommen- 
besteuerung in  Preussen,  sofern  sie,  ohne  in  ihrem  Heimat- 
staate einen  Wohnsitz  zu  haben,  in  Preussen  wohnen.  Diese 
letztere  Bestimmung  ist  die  natürliche  Folge  der  erster en. 
Bei  denjenigen  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten,  welche 
sich,  ohne  im  deutschen  Reiche  einen  Wohnsitz  zu  haben,  in 
Preussen  aufhalten,  könnte  für  die  Besteuerung  nur  in  Be- 
tracht kommen  seine  Staatsangehörigkeit  und  sein  Aufent- 

1)  Schanz'  F.-A.  VH,  2.    S.  273.    Entwurf  eines  Einkommen- 
steuergesetzes. 1890. 
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haltsort.  Eine  Besteuerung-  in  dem  Staate,  welchem  er  an- 
gehört, würde  schwer  fallen,  da  sein  Wohnort  eventuell  im 
Auslande  ist  und  somit  die  Einziehung  der  Steuer  schwer 
verwirklicht  werden  könnte.  Das  preussische  Einkommen- 
steuergesetz zieht  daher  diese  Angehörigen  anderer  Bundes- 
staaten während  ihres  Aufenthaltes  in  Preussen  zur  Ein- 
kommensteuer heran.  Das  Reichsgesetz  von  1870  will,  dass 
alle  Reichsdeutsche  in  jedem  einzelnen  Bundesstaat  dieselbe 
Behandlung  betreffs  der  Besteuerung  wie  die  eigenen  Ange- 
hörigen dieses  Staates  erfahren.  Dadurch  ist  das  einzel- 
staatliche Besteuerungsrecht  solchen  anderen  deutschen  Staats- 
angehörigen gegenüber  beschränkt.  Es  soll  durch  diese  Be- 
stimmungen die  Freizügigkeit  innerhalb  des  Reiches  nicht  ge- 
hemmt werden,  was  sonst  die  Furcht  vor  Doppelbesteuerung 
leicht  bewirken  könnte  Schliesslich  können  von  physischen 
Personen  auch  Ausländer  in  Preussen  einkommensteuerpflichtig 
sein,  nämlich  wenn  sie  in  Preussen  einen  Wohnsitz  haben, 
oder  sich  des  Erwerbs  wegen  oder  länger  als  ein  Jahr  auf- 
halten. Dadurch,  dass  der  Ausländer  sich  ununterbrochen 
länger  als  ein  Jahr  in  Preussen  aufhält,  giebt  er  zu  erkennen, 
dass  er  sich  dort  dauernd  aufhalten  will,  und  es  liegt  somit 
ein  Grund  zu  einer  ferneren  Freilassung  von  der  Besteuerung 
nicht  vor.  Es  ist  notwendig,  dass  der  Ausländer  sich  un- 
unterbrochen in  Preussen  aufhält,  nach  begründeter  Steuer- 
pflicht aber  wird  diese  durch  vorübergehende  Abwesenheit 
nicht  aufgehoben.  Ausländer,  welche  sich  des  Erwerbes  wegen 
in  Preussen  aufhalten,  beziehen  ihr  Einkommen  aus  diesem 
Staate,  und  es  ist  daher  gerechtfertigt,  dass  dieses  hier  be- 
steuert wird.  Ebenso  muss  auch  der  Wohnsitz  des  Ausländers 
in  Preussen  für  seine  Bestreitung  in  diesem  Staate  ent- 
scheidend sein,  er  nimmt  an  allen  Wohlfahrten  des  Landes 
teil  und  muss  daher  auch  zur  Bestreitung  (hM"s<'lben  bei- 
tragen. Eigentümlich  ist  es,  dass  Ausländer  erst  nacli  einem 
Aufenthalt  von  einem  Jalir  in  l^reussen  zur  Einkommensteuer 


1)  Wagner,   die  Rci'onu   der   direkten  Slaatsbesteueniiiü'  in 
Preussen  im  Jahre  1891,  Schan//  F.-A.  VJll,  2.    S.  171. 


—    3^  - 


herangezog-en  werden,  während  Angehörige  anderer  Bundes- 
staaten, welche  im  Deutschen  Reich  keinen  Wohnsitz  haben 
und  sich  in  Preussen  aufhalten,  hier  sogleich  einkommen- 
steuerpflichtig werden.  Sie  sind  somit  in  diesem  Falle 
schlechter  gestellt  als  die  Ausländer.  Diesem  Missstande 
wäre  vielleicht  abzuhelfen,  wenn  man  auch  Ausländer  bei 
ihrem  Aufenthalt  in  Preussen  sofort  zur  Einkommenbesteuerung 
heranziehen  würde.  Dagegen  werden  Ausländer,  \velche  in 
Preussen  einen  Wohnsitz  haben  oder  sich  daselbst  länger  als 
ein  Jahr  aufhalten,  sofern  dies  nicht  des  Erwerbes  wegen 
geschieht,  mit  ihrem  Einkommen  aus  ausländischem  Grund- 
besitz oder  Gewerbebetriebe  der  Einkommensteuer  in  Preussen 
nicht  unterworfen.  Dieser  Punkt  war  vielfach  Gegenstand 
des  Streites  im  Abgeordnetenhause.  So  wollte  Simon  gleich 
im  §  1  No.  3  hinzugefügt  wissen  „jedoch  nur  mit  ihrem  aus 
preussischen  Bezugsquellen  fliessenden  Einkommen".  Ein 
anderer  Antrag  ging  dahin,  den  §  6  No.  2  zu  formulieren : 
„aus  nicht  reichsinländischen  Quellen  jeder  Art".  Endlich 
wurde  beantragt,  ausser  dem  Einkommen  aus  ausländischem 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  auch  „das  Einkommen, 
welches  nicht  nach  Preussen  bezogen  wird",  steuerfrei  zu 
lassen.  Thatsächlich  kann  auch  die  Bestimmung  des  §  6 
No.  2  zu  Übelständen  führen,  wie  Wagner^)  in  einem  Bei- 
spiel zeigt.  Er  nimmt  zwei  Ausländer  an,  welche  aus  gleichem 
Grunde  in  Preussen  wohnen  und  gleiche  Rente  aus  verpach- 
tetem ausländischem  Grundbesitz  beziehen.  Während  der 
eine  nun  müssig  seine  Rente  verzehrt,  erwirbt  der  andere 
etwas  dazu.  Dieser  muss  nun  auch  seine  Rente  versteuern, 
denn  er  „hält  sich  des  Erwerbes  wegen  in  Preussen  auf", 
jener  bleibt  steuerfrei.  Ich  möchte  mich  auch  dahin  aus- 
sprechen, dass  hier  ein  Zusatz  wie  z.  B.  „das  Einkommen, 
welches  nicht  nach  Preussen  bezogen  wird",  diesen  Miss- 
ständen abhelfen  würde.  Dies  hat  auch  das  Einkommen- 
steuergesetz des  Königreichs  Sachsen  in  §  5  Abs.  2  aufge- 
nommen, indem  es  Einkommen  aus  inländischem  Grundbesitz 


])  Schanz'  Finanzarchiv  VIII,  2.  S.  174. 
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oder  im  Auslände  betriebenem  Gewerbe,  ingleichen  aus  einer 
anderen  im  Auslande  betriebenen,  nicht  auf  einem  Beamten- 
verhältnis zu  dem  sächsischen  Staate  beruhenden  Erwerbs- 
thätigkeit  nur  insoweit  dem  steuerpflichtigen  Einkommen 
zurechnet,  als  es  nach  Sachsen  bezogen  wird.  Ähnliche  Be- 
stimmungen finden  wir  auch  im  Einkommensteuergesetz  von 
Sachsen-Weimar.  Hier  wird  das  Einkommen  aus  ausländischem 
Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  von  der  Steuer  be- 
freit, soweit  dasselbe  nicht  von  den  im  Grossherzogtume 
steuerpflichtigen  Ausländern  bezogen  wird  und  neben  ihrem 
sonstigen  staatssteuerpflichtigen  Einkommen  zur  Erfüllung 
des  Aufwandes  für  ihren  Aufenthalt  im  Grossherzogtum  er- 
forderlich ist.  In  Oldenburg  soll  das  Einkommen  aus  solchen 
Quellen  nur  frei  bleiben,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  dieses 
schon  auswärts  einer  gleichartigen  Steuer  unterliege.  Dagegen 
schliesst  sich  Baden  in  diesem  Falle  Preussen  an.  Eine 
andere  Abweichung  zeigen  hier  die  Bestimmungen  der  Ein- 
kommensteuergesetze von  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen. 
Letztere  beiden  ziehen  nur  das  Einkommen  zur  Steuer  heran, 
welches  die  Ausländer  im  Inlande  verbrauchen,  in  Hamburg 
werden  die  hier  wohnenden  oder  sich  mindestens  6  Monate 
aufhaltenden  Fremden,  welche  keine  Geschäfts-  oder  Erwerbs- 
thätigkeit  hierselbst  ausüben,  besteuert  nach  ihrer  Wahl  von 
ihrem  Einkommen  oder  von  ihrem  hiesigen  Verbrauch,  in 
letzterem  Falle  nach  dem  festen  Steuersatz  von  VI 2^1  o-  In 
diesen  Bestimmungen  vermisst  man  den  Einkommenscharakter, 
und  wir  möchten  daher  diesen  nicht  zustimmen.  Im  Allge- 
meinen ist  in  Preussen,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Staats- 
angehörigkeit, der  Wohnsitz  und  der  Aufenthalt  massgebend. 
Einige  wenige  Ausnahmen  giebt  es  aber,  die  ohne  Rücksicht  auf 
die  angeführten  Voraussetzungen  die  Besteuerung  begründen :  so 
wird  stets  das  Einkommen  aus  den  von  der  ])reussischen  Staats- 
kasse gezahlten  Besoldungen,  Pensionen  und  W'artogeldern,  ferner 
das  Einkommen  aus  preussischem  Grundbesitz  und  aus  preussi- 
schen  Gewerbe-  oder  Handelsanlagen  oder  sonstigen  gewerblichen 
Hetri(^bsstätt(Mi  der  Bc^steuei'ung  unt(^rw()rf(Mi.    Es  wiuv  auch 
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widersinnig,  wollte  man  das  Einkommen,  welches  aus  dem 
einen  Staate  gewonnen  wird  und  dessen  Gewinnung-  diesem 
Lasten  auferlegt,  in  einem  anderen,  in  welchem  es  zum  Teil 
consumiert  wird,  besteuern.  Diese  Bestimmungen  hat  auch  das 
Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  in  seinen  §§  3  u.  4  aufge- 
nommen, es  besteht  daher  in  dieser  Hinsicht  in  allen  deutschen 
Staaten  Gleichheit. 

Von  der  Besteuerung  in  Preussen  befreit  sind  noch  ge- 
wisse Personalkategorieen:  die  Mitglieder  des  Königlichen 
Hauses  und  des  hohenzoUernschen  Fürstenhauses,  des  vor- 
maligen hannoverschen  Königshauses,  des  vormaligen  Cur- 
hessischen  und  des  vormalig  herzoglich  Nassauischen  Fürsten- 
hauses, ferner  die  exterritorialen  Personen,  die  Bevollmächtig- 
ten anderer  Bundesstaaten  zum  Bundesrat  und  Personen, 
denen  sonst  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  oder  nach 
besonderen  Vereinbarungen  ein  Anspruch  auf  Befreiung  von 
der  Einkommensteuer  zukommt.  — 

Das  sächsische  Einkonnnensteuergesetz  hat  betreffs  der 
subjektiven  Steuerpfhcht  ähnliche  Bestimmungen  wie  das 
preussische.  Eine  Abweichung  besteht  darin,  dass  sächsische 
Staatsangehörige  mit  ihrem  gesamten  Einkommen  in  Sachsen 
versteuert  werden,  auch  wenn  sie  im  Auslande  wohnen, 
während  das  preussische  Einkommensteuergesetz  eine  Ein- 
schränkung bietet,  indem  es  Staatsangehörige,  die  sich  länger 
als  zwei  Jahre  im  Auslande  aufhalten,  von  der  Besteuerung 
befreit.  Ich  möchte  hier  den  preussischen  Bestimmungen  den 
Vorzug  geben.  Staatsangehörige,  die  im  Auslande  während 
ihres  ganzen  Aufenthaltes  gezwungen  sind  im  Heimatsstaate 
Einkommensteuern  zu  zahlen,  werden  dies,  wenn  der  Aufent- 
halt sich  über  eine  Eeihe  von  Jahren  erstreckt,  als  eine  Last 
empfinden  und  sich  deshalb  in  dem  fremden  Staate  natura- 
lisieren lassen,  während  sie  nach  den  preussischen  Bestim- 
mungen eventuell  nur  kurze  Zeit  doppelt  Einkommensteuern 
zu  zahlen  haben  werden,  da  sie  gewöhnlich  im  Auslande  auch 
erst  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit  zur  Einkommensteuer 
herangezogen  werden,   und  so  werden  sie   eher  ihre  alte 
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Staatsangehörigkeit  behalten.  Ganz  analog  den  Bestim- 
mungen des  preussischen  P^inkommensteuergesetzes  betreffs 
der  subjektiven  Steuerpflicht  physischer  Personen  sind  die 
von  Sachsen- Weimar,  Sachsen- Altenburg,  Baden  u.  a.  Stärkere 
Abweichungen  von  den  genannten  Gesetzen  finden  wir  bei 
der  subjektiven  Steuerpflicht  in  Oldenburg.  Hier  sind  der 
Steuer  unterworfen  alle  Angehörigen  des  Grossherzogtunis, 
sofern  sie  nicht  ihren  Wohnsitz  im  Auslande  genommen 
haben  oder  des  Erwerbes  wegen  im  Auslande  leben,  während 
in  Preussen  und  Sachsen-Weimar  die  Staatsangehörigen  erst 
nach  zweijährigem  Aufenthalt  im  Auslande  von  der  Ein- 
kommensteuer ihres  Heimatstaates  befreit  werden  und  im 
Königreich  Sachsen  die  Besteuerung  trotz  des  im  Auslande 
genommenen  Wohnsitzes  im  Heimatstaate  fortbesteht.  In 
Sachsen-Meiningen  wird  die  Steuerpflicht  der  Staatsangehö- 
rigen' welche  im  Auslande  wohnen  oder  sich  aufhalten,  gar- 
nicht  erAvähnt,  es  ist  also  anzunehmen,  dass  sie  ebenso  wie 
in  Oldenburg  nur  dann  im  Herzogtum  besteuert  werden, 
wenn  sie  weder  im  Auslande  wohnen,  noch  sich  daselbst  auf- 
halten Ferner  unterliegen  in  Oldenburg  der  Einkonnnen- 
steuer  alle  Auswärtigen,  welche  entweder  ihren  Wohnsitz  im 
Grossherzogtum  genommen  haben  oder  sich  des  Erwerbes 
wegen  dort  aufhalten  oder  aus  anderen  Gründen  als  des  Er- 
werbes wegen  im  Grossherzogtum e  länger  als  6  Monate  sich 
aufgehalten  haben.  Es  wird  hier  also  kein  Unterschied  ge- 
macht zwischen  Ausländern  und  Angehörigen  der  anderen 
Bundesstaaten.  Betreffs  letzterer  müsste  berücksichtigt  werden, 
ob  der  Steuerpflichtige  in  seinem  Heimatstaate  oder  sonst  im 
deutschen  Eeiche  einen  Wolinsitz  liat;  diese  Bestimmung  kann 
leicht  zu  einer  Doppelbesteuerung  führen.  Anhalt  geht  noch 
weiter,  es  nimmt  keine  Rücksicht  auf  Staatsangehörigkeit, 
sondern  lässt  bloss  Wohnsitz,  Aufenlialt  und  Kinkoinmens- 
queUe  eiitschei(hui.  Kb(Uiso  ist  dies  in  l\euss  j.  \j.  dov  Fall. 
Wir  möchten  dic^se  Unterscheidung  für  zu  allgiMuein  lialtiMi 
und  meinen,  dass  der  Staatsangehihige,  (Um*  Angeli()rig(>  eint^s 
and(H'(^n  Huiidesstaati^s  und  dei'  AnslaiuhM-  vcM'scliicHleu  behau- 
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delt  werden  müsse,  wie  es  ja  auch  thatsächlich  in  fast  allen 
Staaten  g-escliieht.  Hessen  teilt  die  Steuerpflichtig-en  aucli  wie 
Preussen  in  Staatsangehörige,  Angehörige  anderer  deutscher 
Staaten  und  Eeichsausländer  ein.  Während  aber  in  Preussen 
diejenigen  Staatsangehörigen,  welche,  ohne  in  Preussen  einen 
Wohnsitz  zu  haben,  erst  nach  einem  Aufenthalt  von  zwei 
eJahren  im  Auslande  im  Inlande  einkommensteuerfrei  sind, 
werden  die  Angehörigen  des  Grossherzogtums  Hessen,  wenn 
sie  im  Eeichsauslande  wohnen  oder  sich  daselbst  aufhalten, 
nur  für  das  Einkommen,  welches  sie  aus  dem  Grossherzog- 
tum beziehen,  besteuert,  sie  werden  also  für  alles  übrige 
Einkommen  hier  sofort  mit  ihrem  Aufenthalte  im  Auslande 
steuerfrei.  Hessen  stimmt  hierin  also  mit  Oldenburg  über- 
ein. Es  wird  eine  bestimmte  Frist,  wie  dies  in  Preussen 
der  Fall  ist,  ganz  angemessen  sein,  da  dadurch  gekennzeich- 
net wird,  dass  der  Aufenthalt  ein  dauernder  sein  soll.  Ferner 
werden  in  Hessen  Reichsausländer  für  jedes  Einkommen  nur 
besteuert,  wenn  sie  in  Hessen  wohnen,  während  in  Preusen 
und  anderen  deutschen  Staaten  auch  ein  Aufenthalt  des  Er- 
werbs wegen  oder  von  einer  Dauer  von  mindestens  einem 
Jahre  die  Einkommensteuerpflicht  begründet.  Wir  möchten 
hier  Preussen  den  Vorzug  geben,  da  ein  Aufenthalt  sich  oft 
Jahre  hindurch  ausdehnen  kann,  ohne  einen  Wohnsitz  zu  be- 
gründen; die  Wohlfahrten  eines  Landes  werden  dem  sich 
lange  Zeit  dort  Aufhaltenden  ebenso  zu  teil,  wie  demjenigen, 
der  dort  seinen  Wohnsitz  genommen  hat,  weshalb  sollte  er 
also  von  der  Steuer  befreit  sein?  — 

Die  subjektive  Steuerpflicht  in  Österreich  entspricht  im 
allgemeinen  den  deutschen  Gesetzen,  auch  hier  ist  der  Wohn- 
sitz, der  -dauernde  Aufenthalt  und  die  Staatsangehörigkeit 
massgebend.  Ausserdem  sind  auch  Nichtangehörige  der  im 
Reichsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  welche  weder 
einen  Wohnsitz,  noch  Aufenthalt  des  Erwerbs  wegen  in  diesen 
Ländern  haben,  steuerpflichtig,  wenn  sie  in  diesen  Ländern 
Realitäten  oder  auf  inländischen  Realitäten  hypothecirte  For- 
derungen oder  ein  durch  Fideikommis,  Verwahrungszwang  oder 
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sonstig-e  rechtliche  Vorschriften  an  diese  Länder  g'ebimdenes 
Vermögen  besitzen,  ferner  wenn  sie  im  Inland  eine  Erwerbs- 
unternehmnng  oder  gewinnbringende  Beschäftigung  betreiben, 
oder  Teilnehmer  einer  solchen  Beschäftigung  oder  Unter- 
nehmung sind  oder  ein  Einkommen  an  Dienstbezügen  und 
Euhegenüssen  aus  einer  hierländischen  Staatskasse  beziehen, 
*  hinsichtlich  des  aus  diesen  Quellen  fliessenden  Einkommens. 
Auch  diese  Vorschriften  entsprechen  den  erwähnten  Bestimmun- 
gen des  deutschen  Reichsgesetzes  von  1870  — 

Was  die  subjektive  Steuerpflicht  des  englischen  Ein- 
kommensteuergesetzes anbetrifft,  so  geht  daraus,  dass  die 
Steuer  meistens  an  der  Quelle  erhoben  wird,  hervor,  dass 
alle  Personen  zur  Steuer  herangezogen  werden,  welche  aus 
England  Einkommen  aus  den  erwähnten  Quellen  beziehen, 
ohne  Eücksicht  auf  Staatsangehörigkeit,  AVohnsitz  und  Aufent- 
halt. Ferner  werden  besteuert  Personen,  welche  im  Vereinigten 
Königreiche  wohnen  betreffs  des  jährlichen  Einkommens  aus 
Vermögensstücken  jeder  Art,  mögen  dieselben  im  Vereinigten 
Königreiche  oder  sontswo  belegen  sein,  ferner  aus  irgend 
einer  Profession,  geschäftlichen  Thätigkeit^  Beschäftigung 
oder  Berufsart,  mag  der  Betrieb  im  Vereinigten  Königreiche 
oder  sonstwo  stattfinden.  In  der  Hauptsache  wird  also  in 
England  das  Einkommen  aus  inländischen  Quellen  besteuert, 
eine  Ausnahme  findet  in  dem  soeben  erwähnten  Verzeichnis 
D  statt.  Auf  die  Staatsangehörigkeit  nimmt  England  gar  keine 
Eücksicht,  dies  würde  sich  auch  mit  dem  Prinzip  der  Be- 
steuerung an  der  Quelle  nicht  vertragen.  Über  die  Zweck- 
mässigkeit dieses  Steuersystems  haben  wir  uns  schon  oben 
geäussert.  — 

In  Italien  wird  nur  das  im  Staate  erzeugte,  nicht  aus 
Grund  und  Boden  fliessende  und  das  von  im  Staate  wohn- 
haften oder  sich  aufhaltenden  Personen  geschuldete  Einkonuneu 
zur  Steuer  herangezog(^n,  und  zwar  ohne  Eücksicht  auf  die 
Staatsangehörigkeit  des  Besitzei's.  —  Die  Niederlande  zieht 
zur  Vermögenssteu(^r  nur  physische  Personen  luM-an.  Die 
Gewerbesteuer  trifft  dagegen  das  Einkommen  sowohl  der 


physischen  wie  der  nichtphysischen  Personen  aus  jedem  Ge- 
werbe, aus  Berufsarten  und  Unternehmung-en  im  Staate  ohne 
Eücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit,  ferner  Personen,  welche 
innerhalb  des  Landes  wohnen,  auch  wenn  sie  ihr  Einkommen 
aus  Unternehmungen,  die  sich  ausserhalb  des  Landes  befinden, 
beziehen,  endlich  solche  Personen,  welche  ihre  Niederlassung- 
im  Auslande  haben,  aber  im  Staate  einen  Beruf  oder  ein 
Gewerbe  ausüben,  sei  es  in  Person  oder  durch  Vermittlung 
von  Bevollmächtigten  oder  auch  nur  durch  Zusendung  von 
Waren  an  Privatleute.  Also  auch  hier  ist  nur  die  Ein- 
kommensquelle und  der  Wohnsitz  massgebend.  — 

Für  die  Schweiz  kommt  betreffs  der  subjektiven  Steuer- 
pflicht in  Betracht  der  Wohnsitz-,  Heimats-  und  Niederlassungs- 
kanton. Die  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Schweizer 
werden  nicht  besteuert  für  Einkommen  und  Vermögen,  das 
sie  im  Auslande  erwerben  bezw.  besitzen.  Es  besteht  hier 
also  in  dieser  Hinsicht  dieselbe  Bestimmung  wie  in  Oldenburg 
und  Hessen.  Eine  Ausnahme  macht  Tessin.  Die  Kantons- 
bewohner sind  auch  für  ihr  Einkommen,  soweit  es  vom  Aus- 
lande herrührt,  zu  besteuern.  Dies  gilt  aber  nicht  in  allen 
Kantonen.  So  besteuert  Tessin  die  Schweizer  anderer 
Kantone  und  die  Fremden  nur  für  das  Einkommen  und  Ver- 
mögen, das  sie  im  Kanton  haben.  Hier  dürfte  doch  eine 
Besteuerung  gerechtfertigt  sein,  wenn  die  Bundesangehörigen 
innerhalb  des  Kantons  wohnen  oder  sich  aufhalten.  Glarus, 
Zug",  Schwyz  lassen  das  ausserhalb  des  Kautons  gelegene 
bewegiiche  Vermögen  steuerfrei.  Auch  dies  dürfte  nicht  zu 
rechtfertigen  sein.  Hinsichtlich  der  Fremden  behandeln 
die  Schweizer  Kantonsgesetze  die  niclitkantonsangehörigen 
Schweizer  und  die  Bundesausländer  meist  gleich.  In  der 
Regel  wird  dem  Nichtkantonsangehörigen  ein  Zeitintervall 
gestattet,  innerhalb  dessen  er  steuerfrei  ist.  Die  gleiche 
Behandlung  betreffs  der  Besteuerung  bei  nichtkantonsange- 
hörigen Schweizern  und  Bundesausländern  wird  nicht  zu 
billigen  sein,  vielmehr  ist  danach  zu  streben,  innerhalb  eines 
Bundesstaates  möglichst  jede  Doppelbesteuerung  zu  vermeiden, 
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während  man  auf  die  Besteuerung-  im  Auslande  keine  Rück- 
sicht nehmen  kann.  — 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  bestimmen, 
dass  alle  Bürg-er  der  Vereinigten  Staaten,  ferner  die  innerhalb 
derselben  lebenden  Personen,  soweit  sie  Einkommen  vom 
Vermögen  oder  Geschäft  innerhalb  der  Vereinigten  Staaten 
beziehen,  zur  Steuer  herangezogen  werden  sollen.  Es  ist 
hier  also  nicht  steuerpflichtig  Einkommen,  welches  innerhalb 
der  Vereinigten  Staaten  wohnende  Ausländer  aus  dem  Aws- 
lande  beziehen.  — 

Aus  dem  Gesagten  entnehmen  wir,  dass  vor  allem  der 
Wohnsitz  für  die  Steuerpflicht  massgebend  sein  muss.  Wer 
in  einem  Lande  wohnt,  ninmit  an  den  Wohlfahrten  desselben 
teil,  es  wird  daher  billig  sein,  dass  er  einen  Beitrag  zur 
Bestreitung  der  Staatsausgaben  leistet.  Ebenso  steht  es  mit 
dem  dauernden  Aufenthalt.  Plier  wird  es  wünschenswert  sein, 
die  Steuerpflicht  erst  nach  einer  bestimmten  längeren  Zeit 
des  Aufenthalts  eintreten  zu  lassen,  da  man  daraus  ersieht, 
dass  der  Aufenthalt  ein  dauernder  sein  soll.  Ferner  kommt 
für  die  Steuerpflicht  in  Betracht  die  Staatsangehörigkeit. 
Diese  wird  aber  nur  beschränkt  massgebend  sein,  es  wird 
zweckmässig  sein,  einen  Staatsangehörigen,  der  im  Auslande 
wohnt,  nur  für  kürzere  Zeit  der  inländischen  Steuer  zu 
unterwerfen,  da  er  auch  im  Auslande  zur  Steuer  herangezogen 
werden  wird  und  somit  doppelt  belastet  würde;  die  Folge 
würde  sein,  dass  er  seine  Staatsangehörigkeit  aufgeben  würde, 
was  vermieden  werden  muss.  Innerhalb  eines  Bundesstaates 
wird  mau  bezüglich  der  Besteuerung  zweckmässig  di(^  Staats- 
angehörigkeit nicht  berücksichtigen,  da  man  dadurch  die 
Freizügigkeit  hemnu^n  würde.  Endlich  wird  für  die  Steuer- 
pflicht die  Kinkommensquelle  von  H(Hleutuiig  sein,  es  ist 
billig  die  Steuer  dort  zu  erheben,  woher  das  Einkommen 
stammt,  da  g(uvöhiüich  mit  der  Gewinnung  des  Kinkonniieiis 
für  den  betreffenden  Staat  Lasten  V(U'bund(Mi  sind.  Allen 
diesen  Anforderungen  wird  J?reussen  gerecht. 
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Die  Höhe  der  Steiieipfliclit. 

Wir  wollen  nun  sehen,  wieweit  sich  die  Stenerpflicht 
der  physischen  Personen  erstreckt,  was  zu  besteuern  ist. 
Was  die  einzelnen  Gesetze  unter  steuerpflichtig'em  Einkommen 
verstehen,  haben  wir  gesehen.  Wir  wollen  jetzt  untersuchen, 
wieweit  dieses  steuerpflichtige  Einkommen  der  Besteuerung 
unterliegt,  welche  Teile  desselben  steuerfrei  sind.  Zunächst 
finden  wir  in  fast  allen  Staaten  das  Einkommen  bis  zu  einer 
gewissen  Höhe,  die  in  den  verschiedenen  Ländern  verschieden 
angesetzt  ist,  von  der  Einkommensteuer  befreit.  Dieser  frei- 
zulassende Teil  des  Einkommens  rauss  mindestens  so  gross 
sein,  dass  er  zur  Befriedigung  der  notwendigsten  Bedürfnisse 
des  Wirtschaftssubjekts  und  seiner  unselbständigen  Familien- 
glieder hinreicht,  es  muss  also  das  Existenzminimum  frei 
bleiben;  der  Kulturstaat  darf  seine  Unterthanen  nicht  darben 
lassen.  Gegen  die  Befreiung  des  Existenzminimums  ist  ein- 
gewendet worden,  dass  gerade  hierdurch  dem  Staate  eine 
grosse  Einnahme  verloren  ginge.  Dies  trifft  aber  nicht  zu, 
der  grösste  Teil  der  unbemittelten  Leute  bezieht  mehr  als 
das  Existenzminimum.  Das  zum  notdürftigen  Leben  Erfor- 
derliche ist  nun  aber  sehr  verschieden  je  nach  dem  Wohnort 
des  Einzelnen,  seiner  Stellung,  der  Grösse  der  Familie  u.  s.  w., 
dies  alles  ist  zu  berücksichtigen,  und  es  wird  daher  die  Be- 
rechnung nicht  leicht  sein.  Es  wird  zweckmässig  sein  einen 
Teil  freizulassen,  der  nicht  nur  zur  Bedürfnisbefriedigung  der 
untersten  Klasse  hinreicht,  sondern  auch  höheren  Ansprüchen 
zu  genügen  vermag. 

Held^)  ist  der  Ansicht,  dass  auch  die  Armen,  sofern 
sie  ein  Einkommen  haben,  zur  Steuer,  wenn  auch  nur  einer 
ganz  geringen,  kaum  merklichen  herangezogen  werden  müssten, 
da  eine  gänzliche  Steuerfreiheit  unmögüch  sei,  wo  Konsum- 
steuern existirten,  und  ausserdem  die  von  ganz  Armen  ge- 
zahlten Steuern  durch  Unterstützungen  reichlich  vergütet 
werden.  Hier  ist  aber  zu  bedenken,  dass  die  Arbeiter  eine 
Steuer,  die  ihr  Existenzminimum  angriffe,  auf  den  Arbeit- 


1)  Einkommensteuer  S.  104.   Bonn  1872. 
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geber  abzuwälzen  suchen  würden  und  dass  dadurch  die  Steuer- 
erhebung mit  grossen  Schwierigkeiten  verknüpft  w^äre,  da 
diese  Abwälzung  nur  langsam  geschehen  würde.  Ausserdem 
würde  dadurch  die  Möglichkeit  einer  Kapitalansammlung  der 
Eeicheren  erschwert  werden,  da  sie  infolge  der  Abwälzung 
zu  sehr  belastet  würden.  H  e  1  d  stellt  an  anderer  Stelle 
selbst  den  Satz  auf :  „Die  Steuerverteiliing  nach  den  ver- 
schiedenen Stufen  des  Wohlstandes  der  Unterthanen  muss 
derartig  sein,  dass  weder  den  Ärmeren  die  Existenz  gefährdet, 
noch  den  Reicheren  die  Möglichkeit  neue  Kapitalien  anzu- 
sammeln genommen  wird,  und  so  durch  gleichmässige  Schonung 
der  Interessen  und  Verpflichtungen  aller  Grade  des  Wohl- 
standes das  ökonomische  Wohlsein  aller  möglichst  wenig  be- 
einträchtigt wird."  — 

Eine  weitere  Frage  ist  die,  ob  eine  progressive  oder 
eine  proportionale  Steuer  angemessener  ist.  Die  Gerechtig- 
keit erfordert  eine  progressive  Einkommensteuer,  d.  h.  es  muss 
der  Prozentsatz  mit  dem  höheren  Einkommen  steigen.  In  der 
That  hat  auch  die  Progression  der  Einkommensteuer  in  fast 
ganz  Deutschland  Verbreitung  gefunden.  Wie  wenig  man 
anfangs  eine  progressive  Einkommensteuer  anerkennen  wollte, 
geht  aus  den  Worten  Gneist's  in  der  Sitzung  des  preussischen 
Abgeordnetenhauses  vom  21.  Februar  1872  bei  Gelegenheit 
der  Verhandlung  über  die  von  der  Kommission  des  Hauses 
vorgeschlagene  Ermässigung  des  von  der  unteren  Klasse  zu 
zahlenden  Klassensteuersatzes  hervor  2).  Er  bezeichnet  sie 
als  das  Schlimmste,  was  je  bescl dessen  werden  könnte,  als 
Demoralisation  des  ganzen  direkten  Steuersystems,  dem  sie 
den  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  unter  den  Füssen  wegzieht. 
Trotzdem  ist  diese  gefürchtete  Progression  vielfach,  besonders 
im  KoiimmiiaJliaushalt,  eingeführt  worden.  Eine  Ungerechtig- 
keit können  wir  nur  di(^  pr  oportionale  Fiiikonimensteuer  niMUien, 
denn  es  ist  klar,  dass  di(^  Ijeistnngstahigkeit  des  lleichen 

1)  A.  ii.  O.    S.  119  nnd  120. 

2)  Fl".  Neumann,  die  progressive  Kinkoinmensteiier  S.  112. 
Leipzig  1874. 
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auch  verhältnismässig-  viel  grösser  ist  als  die  des  Armen. 
Die  ärmeren  Klassen  müssten  vielleicht  notwendige  Aiisg-aben 
vermeiden,  während  die  Eeiclien  höchstens  dem  Luxus  ent- 
sagen müssten.  reilich  ist  es  eine  schwierige  Aufgabe,  das 
richtige  Mass  für  die  Progression  zu  finden,  und  es  wird 
kaum  möglich  sein  dieses  genau  zu  bestimmen,  sodass  jeder 
ein  verhältnismässig  gleiches  Opfer  bringt,  aber  es  wird  doch 
möglich  sein,  der  Ungerechtigkeit  der  proportionalen  Ein- 
kommensteuer in  erheblichem  Masse  zu  steuern.  Bei  der  Pro- 
gression kommt  es  nun  darauf  an,  die  einzelnen  Stufen  nicht 
zu  gross  anzusetzen,  da  sonst  das  Einkommen  der  unteren 
Grenze  viel  härter  g-etroffen  würde  als  das  der  oberen  Grenze. 
Ausserdem  ist  bei  besonderen  Umständen,  welche  die  Leistungs- 
fähigkeit vermindern,  eine  Ermässigung  des  Steuersatzes  ge- 
rechtfertigt. Hierbei  ist  entschieden  die  Kinderzahl  von  grossem 
Iilinfluss  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Familienhauptes,  und 
es  ist  daher  eine  Ermässigung  der  Steuerpflicht  wünschens- 
wert. Die  Frage,  wie  die  Ermässigung  zu  erfolgen  hat,  ist 
mit  g-rossen  Schwierigkeiten  verknüpft.  W  a  g  n  e  r  bezeichnet 
es  als  entschieden  unrichtig,  dass  vorzugsweise  die  minder 
wohlhabenden  Bevölkerungsklassen  durch  die  Kinderzahl  in 
der  Leistungsfähigkeit  beeinträchtigt  werde  und  dass  daher 
hier  besonders,  wie  dies  z.  B.  in  Preussen  und  anderen  Staaten 
geschieht,  die  Ermässigung  einzutreten  habe,  er  behauptet 
vielmehr,  dass  gerade  die  mittleren  und  höheren  Mittelklassen 
und  öfters  noch  die  über  letzteren  stehenden  ökonomischen 
Klassen  von  dem  notwendigen  —  freilich  auch  standesge- 
mässen  —  Aufwand  für  die  Erziehung  der  Kinder  bedeutend 
belastet  werden.  In  den  unteren  Klassen  beginnt  die  Erwerbs- 
fähigkeit der  Kinder  viel  früher  als  in  den  oberen  Klassen, 
sie  kommen  gewöhnlich  schon  mit  dem  14.  Jahre  aus  der 
Tasche  der  Eltern,  nicht  aber  die  Kinder  der  mittleren  und 
höheren  Klassen.  Hier  wird  die  ICrziehung  und  Ausbildung 
gerade  in  dem  höheren  Alter  viel  kostspieliger.  Dieses  Moment 


1)  A.  a.  O.    Schanz'  Finanzarchiv  YHI,  2  S.  252  ff. 
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miiss  berücksichtigt  werden,  da  die  Einkoniineiisteuer  es  sich 
zur  Aufgabe  macht  nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  Ijesteuern. 
AVagner  hat  hiermit  entschieden  recht.  Man  kann  die  vcr- 
scliiedenen  Gesellschaftsklassen  nicht  mit  demselben  Masse 
messen;  der  besser  situirte  Mann  giebt  auch  verhältnismässig 
viel  mehr  für  die  Erziehung  und  Ausbildung  seiner  Kinder 
aus  als  z.  B.  der  Arbeiter.  Seine  Leistungsfähigkeit  ^yh^(l 
dadurch  ebenso,  wenn  nicht  mehr,  beschränkt,  und  dieses 
muss  Berücksichtigung  finden.  Den  richtigen  Weg  zu  finden, 
um  diesen  Ansprüchen  gerecht  zu  werden,  ist  nicht  leicht. 
Man  uuiss  bei  weiteren  Zugeständnissen  auch  darauf  bedacht 
sein,  einen  nicht  zu  grossen  Steuerausfall  herbeizuführen. 
Wagner  schlägt  daher  vor,  diesen  Ausfall  auf  die  Eiuzel- 
steuernden  und  die  kleineren  Eamihen  zu  verteilen.  Wagner 
giebt  ein  ziemUch  komphzirtes  System  an,  das  der  Unge- 
rechtigkeit in  der  Besteuerung  abhelfen  könnte.  Es  sollen 
danach,  für  gewisse  Einkommenshöhen  wenigstens,  Normal- 
einheiten des  Hausstandes,  z.  B.  eine  Familie  von  4  Köpfen 
(Ehepaar  und  2  Kinder  unter  14  oder  15  Jahren)  gebildet 
werden,  dafür  Normalsteuersätze  bestimmt  werden  und  nach 
einem  allgemeinen  Tarif  immer  je  für  dasselbe  Einkommen 
(Stufe)  regelmässige  Zuschläge  für  kleinere,  Abschläge  für 
grössere  Hausstände  an  den  Nornmlsteuersätzen  eintreten, 
wobei  ausser  der  Zahl  auch  das  Lebensalter  der  vom  Ein- 
kommen des  Haushaltungsvorstandes  abhängigen  Kinder  be- 
rücksichtigt werden  soll.  Die  Berücksichtigung  solcher  ITm- 
stände  müsste  nach  Wagner  mindestens  bis  zu  10000  Mk., 
besser  noch  ■  bis  ca.  80000  Mk.  gehen,  (hi  erst  hier  höhere 
Leistungsfähigkeit  allgemein  bc^ginne.  Der  (i erecht igkeit 
wih'de  ein  solches  System  wohl  entsprechen,  doch  wüi'ch*  die 
Durchführung  grosse  Scliwierigkeiten  bieten.  Audi  ist  das 
Einkommen,  das  für  (li(^  Bei'ücksichtigung  noch  in  Betracht 
konnnen  soll,  zu  hocli  gegriffen,-  bei  eiiuMii  Kinkonniien  von 
10000,  ja  von  HOOOO  Mk.,  ist  man  sclir  wohl  in  dvv  Lage 
mehr  als  zwei  Kinder  auch  olnu^  Sleiieniachlass  slandesgc- 
mäss  zu  (erziehen.    Ks  sind   bezüglich  dieses  Tunkt  es  noch 
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andere  Vorschläge  gemacht  worden.  So  beantragte  in  der 
Steuerkommission  des  Abg-eordnetenhauses  Schmieding  eine 
progressive  Steigerung  der  Abzugssumme  mit  steigender 
Kinderzahl.  Es  sollten  danach  bei  Einkommen  bis  zu  3000  Mk. 
bei  einem  Kinde  50  Mk.,  bei  2  Kindern  120  Mk.  (2X60),  bei 
3  Kindern  210  Mk.  (3X70),  bei  4  Kindern  320  Mk.  (4X80), 
bei  5  Kindern  450  Mk.  (5X90),  bei  6  und  mehr  Kindern  für 
jedes  Kind  100  Mk.  in  Abzug  gebracht  werden.  Bei  Ein- 
kommen von  mehr  als  3000  Mk.  bis  10,500  Mk.  wird  für  je 
zwei  nicht  selbständig  zu  veranlagende  Familienglieder  mit 
Ausnahme  der  Ehefrau  der  Steuersatz  um  eine  Stufe  er- 
niedrigt. Plier  möchten  wir  uns  gegen  die  progressive  Steigerung 
der  Abzugssunime  erklären,  es  liegt  kein  Grund  vor  für  die 
Erziehungskosten  zweier  Kinder  mehr  als  doppelt  so  viel  ab- 
zuziehen als  für  die  eines  Kindes  u.  s.  w.  Ausserdem  wird 
durch  diese  Abzüge  häufig  gar  keine  Ermässigung  eintreten, 
da  der  Steuerpflichtige  dadurch  oft  garniclit  in  eine  niedrigere 
Steuerstufe  eintritt.  Ein  Antrag  des  Abgeordneten  Ennec- 
cerus  ging  dahin,  bei  Familien  von  4  und  mehr  nicht  selb- 
ständig zu  veranlagenden  Personen  bis  zu  10000  Mk.  die 
vom  Haushaltungsvorstande  zu  entrichtende  Steuer  der- 
gestalt zu  berechnen,  dass  die  eine  Hälfte  des  Einkommens 
als  Einkommen  des  Haushaltungsvorstandes,  die  andere 
Hälfte  als  Gesamteinkommen  der  übrigen  Familienglieder  in 
Ansatz  gebracht  wird.  Einkommenshälften  unter  900  Mk. 
werden  mit  ^^^/o  zur  Steuer  herangezogen.  Hiernach 
werden  dem  Staate  nicht  unbedeutende  Summen  verloren 
gehen,  der  Gerechtigkeit  würde  aber  dieses  Verfahren 
entsprechen,  da  hier  auch  die  Verhältnisse  in  den  Mittel- 
und  höheren  Klassen,  wo  gerade  ältere  Kinder  am  meisten 
kosten,  berücksichtigt  werden.  Doch  scheint  es  uns  zu 
hoch  gegriffen,  diese  Ermässigung  bis  zu  einem  Einkommen 
von  10500  Mk.  auszudehnen,  wir  möchten  6000  Mk.  als 
Maximum  für  genügend  erachten.  Ein  anderer  Antrag 
Schmieding's  bei  den  Verhandlungen  in  2.  Lesung,  wonach 
bei  Vorhandensein  von  4  und  mehr  minderjährigen,  nicht 
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selbständig"  zu  veranlagenden  Familiengliedern  eine  Erraässig'ung 
um  eine  Stufe  auch  bei  Einkommen  von  über  3000 — 6000  Mk. 
stattfinden  sollte,  scheint  uns  nicht  zweckentsprechend.  Auf 
die  Minderjährigkeit  kommt  es  nicht  an,  sondern  auf  den 
Zeitpunkt,  an  dem  die  Familienglieder  im  Stande  sind  sich 
selbst  zu  erhalten.  Man  wird  vielleicht  gut  thun  jeden  ein- 
zelnen Fall  nach  den  thatsächlichen  Verhältnissen  zu  beur- 
teilen und  dementsprechend  die  Ermässigung  eintreten  zu 
lassen,  da  man  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Fälle  ein  allgemein  genügendes  System  schAverlicli  finden 
wird.  — 

Wir  wollen  nun  sehen,  wie  der  Reclitszustand  in  diesen 
Fragen  in  den  einzehien  Ländern  ist.  In  Preussen  beginnt 
die  Steuerpflicht  bei  einem  Einkommen  von  900  Mk.,  sie 
steigt  dann  progressiv  in  einer  Reihe  von  Stufen,  sie  beginnt 
mit  0,6'7o  nnd  steigt  bis  gegen  4"/,)  vom  P^inkommen,  während 
sie  früher  mit  0,69"/,,  begann  und  bis  2,82  '/o  stieg.  Preussen 
verschiebt  in  angemessener  Weise  die  gesamte  Steuerlast 
mehr  von  den  unteren  Klassen  und  unteren  und  mittleren 
Mittelklassen  auf  die  höheren  Mittelklassen  und  die  eigentlich 
reichen  Klassen.  Bis  zum  Einkommen  von  3000  Mk.  sind  die 
Stufen  im  Gesetz  von  1891  dieselben  geblieben  wie  vorher; 
auch  die  Tarifsätze  zeigen  nur  wenig  Unterschied,  so  stieg 
die  Steuer  früher  bei  einem  Einkommen  von  900 — 3000  ]\[k. 
in  10  Stufen  von  6,75  Mk.  —  54  Mk.  oder  0,69o/o  -  1,89<V,„ 
jetzt  von  6  Mk.  —  52  Mk.  oder  0,62<Vo  —  l,82o/o.  Die 
unteren  Klassen  sind  also  nicht  überlastet.  Bei  einem  Ein- 
kommen voii  3000  Mk.  ab  findet  in  dem  neuen  preussischeu 
Einkommensteuergesetz  eine  Änderung  statt,  die  Stufen 
werden  vermehrt.  So  betragen  die  Stufen  bis  zu  4500  Älk. 
Einkommen  300  Mk.,  von  hier  bis  zu  10500  Mk.  Einkommen 
500  Mk.,  bis  zu  305(]0  Mk.  Einkommen  ICCO  Mk.,  bis  zu 
32000  Mk.  1500  Mk.,  bis  zu  100000  Mk.  2000  ]\lk.  und 
von  100000  Mk.  EinkomnuMi  an  5000  Mk.,  während  nacli 
dem  friihei'(Mi  (lesetz  viel  gr()ssere  Stufen  bestaiKhMi.  bin 
einem    Einkommen    von    240000  J\Ik.   betrugen   d'w  Stufon 


—    46  — 


60000  Mk.  Es  ist  klar,  dass  bei  so  unif angreichen  Stufen 
das  Einkoramen  an  der  unteren  Grenze  viel  stärker  getroffen 
wird  als  das  an  der  Obergrenze,  und  es  ist  danach  zu 
streben  die  einzelnen  Stufen  nicht  zu  gross  anzusetzen.  Er- 
zielt wird  durch  das  neue  Einkommensteuergesetz  mehr  als 
durch  das  frühere,  es  beträgt  jetzt  der  Steuersatz  bei  einem 
Einkommen  von  100000  Mk.  4000  Mk.,  während  er  früher 
nur  2880  Mk.  betrug.  Bezüglich  der  Steuerermässigungen 
wird  in  Preussen  bis  zu  einem  Einkommen  von  3000  Mk.  für 
jedes  nicht  selbständig  zu  veranlagende  Earailienmitglied 
unter  14.  Jahren  von  dem  steuerpflichtigen  Einkommen  des 
Haushaltungsvorstandes  der  Betrag  von  50  Mk.  in  Abzug 
gebracht,  mit  der  Massgabe,  dass  bei  Vorhandensein  von  3 
oder  mehr  Famihenmitgliederu  dieser  Art  auf  jeden  Fall  eine 
Ermässigung  um  eine  Stufe  stattfindet.  Wir  haben  uns 
schon  dahin  ausgesprochen,  dass  auch  die  mittleren  und 
oberen  Klassen  im  Falle  verminderter  Leistungsfähigkeit 
Berücksichtigung  verdienen  und  dass  hier  gewöhnlich  die 
Erziehungskosten  der  Kinder  mit  dem  14.  Lebensjahr  noch 
nicht  ihren  Abschluss  gefunden  haben.  —  Im  Königreich 
Sachsen  beträgt  die  Grenze  des  steuerfreien  Einkommens 
nach  der  Novelle  vom  10.  März  1894  400  Mk.,  während  sie 
bis  dahin  nur  300  Mk.  betrug.  Diese  Summe  erscheint  im 
Vergleich  mit  Preussen  gering,  doch  wird  in  Sachsen  das 
Einkommen  jedes  Familiengliedes  im  Gegensatz  zu  Preussen, 
wo  nach  Haushaltungen  besteuert  wird,  einzeln  besteuert, 
sodass  der  niedrige  Satz  in  Sachsen  oft  eine  grössere  ent- 
lastende Wirkung  hat  als  der  höhere  in  Preussen.  In  Sachsen 
findet  eine  Besonderheit  statt,  es  werden  hier  die  ausserhalb 
Sachsens  wohnenden  Besitzer  sächsischer  Grundstücke  und 
Gewerbeetablissements  betreffs  des  Einkommens  aus  diesen, 
wenn  dasselbe  den  Betrag  von  400  Mk.  nicht  übersteigt, 
nach  dem  für  die  unterste  Klasse  bestimmten  Satze  besteuert. 
Die  Veranlagung  des  Haushaltungsvorstandes  unter  Hinzu- 
rechnung des  Einkommens  der  Familienglieder  in  Preussen 
kann  durch  die  Vereinfachung  des  Verfahrens  gerechtfertigt 
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werden.  Ehefrauen,  die  dauernd  von  dem  Ehemanne  getrennt 
leben,  sowie  Kinder  und  andere  Angehörige  der  Haushaltung, 
deren  Einkommen  nicht  der  Verfügung  des  Haushaltmigs- 
vorstandes  unterliegt,  werden  in  Preussen  selbständig  ver- 
anlagt. Nach  dem  früheren  Eecht  wurde  stets  der  Ehemann, 
solange  die  Ehe  noch  nicht  rechtlich  getrennt  M^ar,  unter 
Anrechnung  alles,  selbst  des  ihm  rechtlich  und  tliatsächlicli 
entzogenen  Einkommens  der  Ehefrau  zur  Steuer  veranlagt. 
Hierin  lag  eine  grosse  Härte,  ausserdem  ging  der  Staat  bei 
Leistungsunfähigkeit  des  Ehemannes  der  Steuer  ans  dem 
Einkommen  der  Ehefrau  verlustig.  Der  sächsische  Ein-  » 
kommensteuertarif  ähnelt  sehr  dem  preussischen.  Nach  dem 
früheren  Gesetze  hatte  Sachsen  einen  degressiven  Steuerfuss, 
die  Progression  reichte  bloss  bis  5400  Mk..  von  da  an  war 
der  Steuerfuss  3*^/o.  Nach  dem  jetzigen  Gesetze  wird  der 
Steuerfuss  von  S^/o  auf  das  Einkommen  von  10000  Mk.  ver- 
schoben und  erreicht  bei  einem  Einkommen  von  100000  Mk. 
einem  Steuerfuss  von  4"/o-  Die  progressive  Steuer  hat  ent- 
schieden einen  Vorzug  vor  der  degressiven,  da  bei  der 
letzteren  die  Leistungsfähigkeit  der  höheren  Klassen  zu 
wenig  berücksichtigt  wird.  Ein  Unterschied  zwischen  dem 
preussischen  und  dem  sächsischen  Steuerfuss  besteht  darin, 
dass  ersterer  nach  der  Mitte  der  Steuerklasse  berechnet  wird, 
während  für  letzteren  die  unteren  Klassengrenzen  mass- 
gebend sind.  Die  preussische  Berechnungsart  erscheint  uns 
richtiger,  da  sie  eine  grössere  Gleichmässigkeit  innerhalb  der 
einzelnen  Klassen  herbeiführt.  Auch  das  sächsische  Ein- 
kommensteuergesetz nimmt  Eücksiclit  auf  besondere,  die 
Steuerfähigkeit  wesentlich  vermüidernde  wirtschaftliche  Ver- 
hältnisse und  zwar  bis  zu  einem  Einkommen  von  5800  Mk., 
früher  bis  3300  Mk.  Die  Ermässigung  kann  um  höchstens 
drei  Klassen  erfolgen;  wenn  die  Steuc^rpf lichtigen  einer  der 
drei  untersten  Steuerklassen  angcdiören,  findi't  gänzliche 
Steuerbefreiung  statt.  Dagegen  hat  Sachsen  nicht  Be- 
stimmungen wie  das  preussische  KinkonniuMisteuergesetz,  wo- 
nach, wie  wir  gesehen  haben,  bei  \'orhan(lens(Mn  nicht  sidbst- 
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ständig  zu  voranlagender  Familienmitglieder  unter  14  Jahren 
Ermässigung  stattfindet,  da  die  Steuerleistung  eines  Haus- 
haltes mit  zahlreicher  Familie,  deren  Mitglieder  mit  verdienen 
helfen,  in  Sachsen  wegen  der  Einzelbesteuerung  viel  geringer 
ist.  —  Einen  eigentümlichen  Steuertarif  hat  das  Gross- 
lierzogtum  Baden.  Hier  wird  nicht,  wie  in  den  anderen 
Gesetzen  das  Einkommen  in  Klassen  eingeteilt  und  der 
Steuerfuss  für  jede  folgende  Stufe  erhöht,  sondern  es  wird 
von  jedem  Einkommen  nur  ein  bestimmter  Teil  besteuert,  der 
mit  dem  höheren  Einkommen  wächst,  während  der  Steuer- 
fuss derselbe  bleibt.  Die  Einsteuerung  beginnt  bei  900  Mk., 
und  zwar  werden  von  diesem  Einkommen  200  Mk.  besteuert, 
von  1000  Mk.  250  Mk.  Bei  Einkommen  bis  zu  10000  Mk.  werden 
für  die  ersten  1000  Mk.  250  Mk.,  für  die  nächsten  1000  Mk.  des 
Einkommens  50  Mk.  für  je  100  Mk.  besteuert,  für  die  weiteren 
1000  Mk.  75  Mk.  für  je  100  Mk.,  für  alle  höheren  Teilbeträge  des 
Einkommens  100  Mk.  für  je  100  Mk.  zur  Steuer  herangezogen. 
Bei  Einkommen  von  10  000  Mk.  bis  30000  Mk.  werden  für 
die  ersten  10000  Mk.  9000  Mk.,  für  je  weitere  volle  500  Mk. 
500  Mk.  besteuert.  Bei  Einkommen  von  30000  Mk.  und  mehr 
werden  für  die  ersten  30000  Mk.  Einkommen  30000  Mk., 
für  je  weitere  volle  1000  Mk.  Einkommen  1000  Mk.  von  der 
Einkommensteuer  getroffen,  also  erst  hier  findet  volle  Be- 
steuerung statt.  Wir  sehen  daraus,  dass  auch  Baden  eine 
progressive  Einkommensteuer  hat,  wenn  auch  der  Tarif  ganz 
anders  gestaltet  ist.  Es  ist  dieses  Verfahren  entschieden 
umständlicher  als  das  in  den  vorher  erwähnten  Staaten  und 
es  wird  ein  Tarif  mit  angemessen  steigendem  Steuerfuss  nach 
den  einzelnen  Klassen  vorzuziehen  sein.  —  Oldenburg  lässt 
kein  Existenzminimum  frei,  bis  zu  225  Mk.  Einkommen  be- 
trägt der  Steuersatz  ]  Mk.  Es  ist  dies  eine  grosse  Härte, 
bei  einem  so  kleinen  Einkommen  wird  eine  solche  Abgabe 
grosse  Erbitterung  hervorrufen.  Von  hier  steigt  der  Steuer- 
satz und  erreicht  nach  5  Stufen  bei  einem  Einkommen  von 
600  Mk.  eine  Höhe  von  6  Mk.,  der  Steuerfuss  beträgt  also 
hier  schon  l^jo,  während  z.  B.  in  Preussen  die  Steuerhebung 
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erst  bei  900  Mk.  mit  0,6  o/^  beginnt.  Hierauf  wird  das  Ein- 
kommen in  Stufen  von  je  150  Mk.  eingeteilt,  dann  von  je 
300  Mk.  bis  zu  einem  Einkommen  von  2100  Mk.,  dann  von 
450  Mk.  bis  zu  3000  Mk.  Einkommen,  hierauf  in  Stufen  von 
600  Mk.  bis  zu  7200  Mk.  Einkommen  u.  s.  w.  bis  sie  einen 
Umfang  von  1500  Mk.  erreichen.  Bei  einem  Einkommen 
von  60000  Mk.  beträgt  der  Steuersatz  2400  Mk.,  also  4%. 
Für  jede  1500  Mk.  Einkommen  mehr  wird  eine  Jahressteuer 
von  je  60  Mk.  erhoben. 

Die  einzelnen  Stufen  sind  in  Oldenburg  bei  dem  kleineren 
und  mittleren  Einkommen  sehr  gross  bemessen,  was  man  als 
einen  Nachteil  ansehen  muss.  In  Preussen  z.  B.  betragen 
die  Stufen  von  3000  Mk.  —  4500  Mk.  Einkommen  300  Mk., 
während  in  Oldenburg  diese  Höhe  schon  bei  1200  Mk.  —  2100 
Mk.  Einkommen  erreicht  wird,  ferner  erreichen  in  Preussen 
die  Stufen  einen  Umfang  von  1500  Mk.  erst  bei  einem  Ein- 
kommen von  30000  Mk.,  während  in  Oldenburg  diese  Grösse 
schon  bei  15000  Mk.  Einkommen  eintritt.  Hiermit  ist  nun 
aber,  wie  wir  gesehen  haben,  in  Oldenburg  der  grösste  Um- 
fang erreicht,  während  in  Preussen  die  Stufen  noch  bis  zu 
einem  Umfang  von  5000  Mk.  steigen.  Es  wird  immer  vor- 
zuziehen sein,  die  einzelnen  Stufen  nicht  zu  gross  anwachsen 
zu  lassen,  da  dadurch  die  Leistung  innerhalb  derselben  Stufe 
verschieden  gross  ist.  Weniger  fühlbar  wird  dies  bei  hohem 
Einkommen  sein,  um  so  mehr  aber  bei  niedrigem,  wie  dies 
in  Oldenburg  der  Fall  ist.  Auch  ist  in  Oldenburg  der  Steuer- 
fuss bei  dem  kleineren  und  mittleren  Einkonnnen  sehr  hoch, 
ebenso  wird  man  sich  nicht  damit  einverstanden  erklären 
können,  dass  hier  nicht  das  Existenzmininuim  steuerfrei  bleibt. 
Steuerermässigungen  erwähnt  Oldenburg  nicht,  auch  dies  ist 
als  eine  Härte  anzuselKMi.  Die  Besteuerung  findet  hier  nach 
Haushaltungen  statt.  —  In  Sachsen- Weimar  giebt  das  Kin- 
konnnensteuergesetz  vom  2.  Juni  1897  nhvv  die  auf  das  er- 
mittelte Steuei'kapital  zu  (Mitricliteiideii  Steu(n'beträg(^  und  die 
Skala  der  Stenerstuf(»n  kiüiu^  Auskunft.  Ilicniiber  ergeht  für 
jede  Finanzperiode,   weh'he  einen  dreijälirig(Mi  Zeitraum  nni- 
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fasst,  ein  besonderes  Steuergesetz.  Für  die  Periode  1899—  1901 
wird  das  Einkommen  in  31  Stufen  mit  0,8 — 4"/,,  herange- 
zogen. Die  Einkommen  unter  900  Mk.  werden  in  6  Stufen 
mit  0,8-~l,6*7o  besteuert.  Dass  der  Steuerfuss  für  jede 
Finanzperiode  festgesetzt  wird,  wird  als  Vorteil  anzusehen 
sein,  da  hierdurch  dem  Bedürfnis  mehr  Rechnung  getragen 
wird.  Die  Besteuerung  des  kleinen  Einkommens  in  so  hohem 
Masse  ohne  Freilassung  eines  Existenzminimums  ist,  wie  wir 
schon  ausgeführt  haben,  nicht  zu  billigen.  —  Das  hessische 
Einkommensteuergesetz  verschiebt  in  angemessener  Weise 
die  Einkommensteuerlast  mehr  von  den  unteren  und  mittleren 
Mittelklassen  auf  die  höheren  Mittelklassen  und  oberen  Klassen. 
In  der  ersten  Abteilung,  von  einem  Einkommen  von  2600  Mk. 
an,  beginnt  die  Besteuerung  mit  einem  Steuerfuss  von  1,92  ^/o, 
bei  8000  Mk.  Einkommen  erreicht  er  eine  Höhe  von  2,S7^'jo, 
bei  10000  Mk.  Einkommen  3,15«/o,  bei  20000  Mk.  3,32"/o, 
bei  30000  Mk.  3,38  o/o,  bei  40000  Mk.  3,5  o/o.  Von  hieraus 
erfolgen  regelmässige  Zuschläge  von  je  45  Mk.  Steuer  für 
je  1000  Mk.  Einkommen,  sodass  bei  einem  Einkommen  von 
50000  Mk.  eine  Belastung  von  3,7 «/o,  bei  60000  Mk.  3,83 <Vo, 
bei  70000  Mk.  3,93%,  bei  80000  Mk.  4o/o  zur  Steuer  heran- 
gezogen werden.  Die  einzelnen  Stufen  sind  nicht  zu  gross, 
sie  betragen  in  den  ersten  beiden  Stufen  300  Mk.,  in  den 
folgenden  beiden  Stufen  400  Mk.,  dann  500  Mk.  und  bei 
10  000  Mk.  Einkommen  1000  Mk.  In  dieser  ersten  Abteilung 
findet  eine  Ermässigung  nicht  statt,  es  wäre  wünschenswert 
die  obere  Grenze  für  Ermässigungen  bei  etwaiger  verminderter 
Leistungsfähigkeit  höher  hinaufzurücken.  In  der  zweiten 
Abteilung  beginnt  die  Steuerpflicht  bei  einem  Einkommen 
von  500  Mk.,  der  Steuersatz  beträgt  bis  600  Mk.,  3  Mk.  und 
steigt  in  der  10.  Klasse  2300—2600  Mk,  auf  39  Mk.  an. 
Der  hessische  Einkommensteuertarif  hat  grosse  Vorzüge,  er 
belastet  das  kleinere  und  mittlere  Einkommen  nicht  zu  sehr, 
der  Steuerfuss  steigt  in  angemessener  Progression,  doch  wäre 
ein  höheres  steuerfreies  Existenzminimum  zu  wünschen.  In 
dieser  zweiten  Abteilung  findet  Ermässigung  statt,  wenn  auf 
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die  Leistungsfähigkeit  ungünstig  einwirkende  Verhältnisse  zu 
besonderer  Berücksichtigung  Anlass  geben,  indem  die  Ein- 
schätzung dann  um  eine  oder  zwei  Stufen  niedriger  zu  er- 
folgen hat.  —  In  Sachsen-Meiningen  beginnt  die  Steuerpflicht 
mit  600  Mk.  Bis  700  Mk.  Einkommen  beträgt  der  Steuer- 
satz 0,8  Mk.  für  je  100  Mk.  des  Jahreseinkommens,  hierauf 
steigt  er  regelmässig  an  und  beträgt  bei  einem  Einkommen 
von  33000  Mk.  und  darüber  4o/o,  Hier  kann  bis  zu  einem 
Einkommen  von  3000  Mk.  Ermässigung  eintreten,  die  Ein- 
scliätzungskommission  kann  bei  verminderter  Leistungsfähig- 
keit das  Jahreseinkommen  mit  einem  geringeren  als  dem  wirk-  * 
liehen  Jahreseinkommen  in  Ansatz  bringen  oder  gänzlich  be- 
freien. Als  Verhältnisse  dieser  Art  kommen  nur  in  Betracht 
aussergewöhnliche  Belastung  durch  Unterhalt  und  Erziehung 
der  Kinder,  Verpflichtung  zur  Unterhaltung  mittelloser  Ange- 
höriger, andauernde  Krankheit,  Verschuldung  und  besondere 
Unglücksfälle.  —  In  Sachsen-Altenburg  wird  die  Steuer  schon 
von  60  Mk.  Einkommen  an  erhoben,  und  zwar  ist  der  Steuersatz 
sehr  hoch,  er  beträgt  bis  300  Mk.  1,80  Mk.,  hierauf  steigt  er  in  8 
Stufen  von  je  150  Mk.  bis  zu  einem  Einkommen  von  ein- 
schliesslich 1500  Mk.  und  beträgt  hier  18  Mk.,  also  l,6«/o. 
Bei  6000  Mk.  Einkommen  beträgt  der  Steuerfuss  schon  2,8»/,,, 
bei  45000  Mk.  Einkommen  beträgt  er  4o/o.  Von  48000  Mk. 
an  steigt  der  Steuersatz  in  Stufen  von  3000  Mk.  um  120  Mk. 
jährlich.  In  Sachsen-Altenburg  sind  also  die  unteren  Stufen 
sehr  belastet.  Die  Steuer  in  den  ersten  beiden  Stufen  wird 
nur  erhoben  von  Gemeinden  und  den  mit  dem  Rechte  der 
juristischen  Persönlichkeit  ausgestatteten  Stiftungen,  An- 
stalten und  Personenvereinen,  ferner  von  Aktieng(^sellschaften, 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  l^erggewerkschaften  und 
eingetragenen  Genossenschaften  und  ('onsumvereinen,  die  ein 
offenes  Ladeng(iscliäft  hahen.  FiM'niM"  sind  in  (U'n  ersten 
beiden  Stufen  steu(U'pflichtig  (li(^  KinkonnncMi  aus  HesoUlungen, 
Pensionen  oder  Wartegeklern,  aus  dvv  inländiscluMi  Staats- 
kasse oder  aus  inländischem  Grundbesitz  oder  aus  inländischen 
Gewerbs-  und  li;iiHl(^ls;inl;ii>-(Mi   o(I(M'  sonstigcMi  ,<>-(^werbli('luMi 
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Betriebsstätten.  Bei  den  übrigen  wird  die  Einkommensteuer 
in  diesen  Stufen  nicht  erhoben.  Weshalb  Sachsen-Altenburg 
diese  einzig  dastehende  Bestimmung  trifft,  vermögen  wir 
nicht  einzusehen.  Hier  findet  Ermässigung  der  Steuer  bis 
zu  einem  Einkommen  von  4800  Mk.  um  höchstens  3  Stufen 
statt,  wenn  besondere  die  Steuerfähigkeit  wesentlich  ver- 
mindernde wirtschaftliche  Verhältnisse  vorliegen.  —  In 
Braunschweig  beginnt  die  Steuerpflicht  mit  900  Mk.,  der 
Steuersatz  ist  bis  1000  Mk.  Einkommen  3  Mk.,  also  mit  0,3'\/o. 
Von  hier  steigt  der  Steuersatz  ganz  allmählich  in  Stufen  von 
100  Mk. ,  dann  200  Mk.  bis  zu  einem  Einkommen  von 
6000  Mk.,  von  hier  steigt  er  in  Stufen  von  300  Mk.  und  erreicht 
bei  12000  Mk.  Einkommen  eine  Höhe  von  l,4^/o.  Hierauf 
steigt  er  in  Stufen  von  500  Mk.  bis  zu  einem  Einkommen  von 
30000  Mk.  um  je  8  Mk.,  bis  zu  50000  Mk.  Einkommen  um 
je  10  Mk.,  sodass  er  hier  l,66^/o  vom  Einkommen  beträgt. 
Von  hier  steigt  der  Steuerfuss  in  Stufen  von  1000  Mk.  und 
erreicht  bei  100000  Mk.  Einkommen  eine  Höhe  von  1,93"/,,. 
Bei  Einkommen  von  mehr  als  100000  Mk.  steigt  der  Steuer- 
einheitssatz in  Stufen  von  2000  Mk.  um  je  40  Mk.  Der 
Steuerfuss  steigt  also  in  Braunschweig  sehr  langsam,  er  steht 
bei  dem  hohen  Einkommen  in  gar  keinem  Verhältnis  zu  dem 
unteren  Einkommen,  es  wäre  zweckmässig  die  unteren  Klassen 
noch  mehr  zu  entlasten  und  dafür  die  oberen  mehr  zu  be- 
lasten. —  In  Anhalt  beginnt  die  Besteuerung  bei  600  Mk. 
Einkommen  mit  0,15  Mk.,  also  0,02o/o.  Der  Steuersatz 
steigt  in  29  Stufen  von  150,  200,  500  und  1000  Mk.  und 
erreicht  bei  einem  Einkommen  von  11000 — 12000  Mk.  eine 
Höhe  von  11,25  Mk.,  d.  s.  0,lo/o  Von  1200  Mk.  bis  ein- 
schliesslich 59000  Mk.  steigt  er  in  Stufen  von  1000  Mk.  um 
je  1,25,  dann  von  mehr  als  59000  Mk.  bis  einschliesslich 
100000  Mk.  um  je  1,50  Mk.  Bei  den  Einkommen  von  mehr 
als  100000  Mk.  beträgt  die  Steuereinheit  IVs  für  das 
Tausend  des  Einkoramens.  Die  Progression  ist  also  in  Anhalt 
sehr  gering,  die  Abgabe  wird  wegen  ihrer  geringen  Höhe 
kaum  fühlbar  sein.  Ausserdem  ist  die  Einschätzungskommission 
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ermächtig-t  bei  demjenigen  Steuerpflichtigen,  dessen  Ein- 
kommen den  Betrag  von  6000  Mk.  nicht  übersteigt,  besondere 
die  Leistungsfähigkeit  wesentlich  vermindernde  wirtschaftliche 
Verhältnisse  insoweit  zu  berücksichtigen,  dass  diese  Steuer- 
pflichtigen in  höchstens  drei  Klassen  niedriger  eingestellt 
oder,  falls  dieselben  einer  der  drei  untersten  Klassen  ange- 
hören, steuerfrei  gestellt  werden.  Die  Grrenze  von  6000  Mk. 
für  solche  Ermässigungen  ist  unseres  Erachtens  angemessen 
gestellt,  wie  wir  schon  ausgeführt  haben,  doch  wird  bei  der 
geringen  Höhe  der  Steuersätze  in  "Anhalt  eine  solche  Er- 
mässigung kaum  nötig  sein.  —  Im  Gegensatz  zu  Anhalt 
erhebt  Schwarzburg-Sondershausen  eine  ziemlich  hohe  Steuer, 
die  Steuerpflicht  beginnt  hier  schon  bei  300  Mk.,  der  Steuer- 
fuss  beträgt  bei  einem  Einkommen  von  300 — 400  Mk.  1  Mk. 
Das  Einkommen  wird  dann  in  Stufen  von  100,  150  und 
300  Mk.  eingeteilt,  bei  einem  Einkommen  von  4800— 5100  Mk. 
sind  144  Mk.  Steuern  zu  entrichten,  also  3^/0.  Der  Steuer- 
satz steigt  bis  zu  einem  Einkommen  von  7500  Mk.  in  Stufen 
von  300  Mk.  um  je  9  Mk.,  bei  einem  Einkommen  von  7500  Mk. 
bis  20000  Mk.  in  Stufen  von  500  Mk.  um  je  15  Mk.  und 
bei  über  20000  Mk.  Einkommen  in  Stufen  von  1000  Mk.  um 
je  3  Mk.  Bis  zu  einem  Einkommen  von  4800  Mk.  findet 
also  eine  ziemlich  schnell  steigende  Progression  statt,  von  da 
ab  steigt  der  Steuerfuss  kaum  merklich,  sodass  gerade  das 
hohe  Einkommen  im  Verhältnis  zu  dem  unteren  zu  wenig 
belastet  ist.  Ermässigungen  finden  bis  zu  einem  Einkommen 
von  4500  Mk.  statt,  und  zwar  um  höchstens  drei  Stufen,  bezw. 
bei  einem  Jahreseinkommen  bis  zu  600  Mk.  Steuerbefreiung. 
—  Schwarzburg-Rudolstadt  lässt  kein  Existenzminimum  fi-ei, 
es  beginnt  mit  einem  niedrigen  Steuersatz  von  5  Pfg.,  bei 
350  Mk.  Ehikomiuen  10  Pfg.  und  steigt  dann  in  Stufen  von 
50,  100,  200,  300,  500  und  1000  Mk.  bis  zu  (unem  Ein- 
kommen von  18000—20000  Mk.,  wofür  54  Mk.  Steu(M-n  zu 
entrichten  sind,  d.  s.  0,3^/(,,  hiiu'auf  steigt  (h'r  Steuersatz 
in  Stufen  von  2000  Mk.  um  je  6  Mk.,  der  Steuerfuss  ist 
also  (^in  ausserordentlich  niedriger.  Audi  hier  ist  Ermässigung, 
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resp.  Befreiung  möglich,  docli  is<t  hier  keine  Grenze  dafür 
gesetzt.  —  Lippe-Detmold  erhebt  nur  einen  sehr  geringen 
Prozentsatz  vom  Einkommen,  die  Steuerpflicht  beginnt  mit 
300  Mk.,  der  Steuersatz  beträgt  0,12  Mk.,  er  steigt  langsam 
in  Stufen  von  100  Mk.  bis  zu  2000  Mk.,  hier  beträgt  er  4  Mk. 
Hierauf  steigt  er  in  Stufen  von  200  Mk.  bis  6900  Mk.  Ein- 
kommen, dann  300  Mk.  von  über  6900  Mk.  um  je  1  Mk.  Der 
Steuerfuss  steigt  sehr  allmählich,  er  beginnt  mit  0,04^/o, 
bei  1000  Mk.  Einkommen  beträgt  er  0,15"/o,  bei  10000  Mk. 
0,27'Vo,  bei  100000  Mk.  0,320/,,.  Eine  Ermässigung  findet 
bis  zu  einem  Einkommen  von  3000  Mk.  statt,  indem  von 
jedem  nicht  selbständig  zu  veranlagenden  Familienmitglied 
60  Mk.  in  Abzug  gebracht  werden,  mit  der  Massgabe,  dass 
bei  Vorhandensein  von  3  Familienmitgliedern  dieser  Art  auf 
jeden  Fall  eine  Ermässigung  um  eine  Stufe  stattfindet- 
Ferner  ist  es  gestattet,  besondere  die  Steuerfähigkeit  wesent- 
lich beeinträchtigende  wirtschaftliche  Verhältnisse  in  der 
Art  zu  berücksichtigen,  dass  bei  einem  steuerpflichtigen 
Einkommen  von  nicht  mehr  als  4800  Mk.  eine  Ermässigung 
um  höchstens  drei  Stufen  gewährt  wird.  —  Ebenso  ist  auch 
in  ßeuss  ä.  L.  der  Steuerfuss  ein  ausserordenthch  niedriger. 
Die  Steuerpflicht  beginnt  schon  mit  15  Mk.,  bis  30  Mk.  be- 
trägt der  Steuersatz  3  Pfg.  Die  Stufen  sind  zunächst  sehr 
klein,  sie  haben  bis  zu  300  Mk.  Einkommen  einen  Umfang 
von  30  Mk.,  dann  bis  zu  600  Mk.  von  75  Mk.,  bis  3000  Mk. 
von  150  Mk.,  hier  beträgt  der  Steuersatz  7,80  Mk.,  hierauf 
steigt  er  in  Stufen  von  300  Mk.  bis  9000  Mk.,  dann  von 
750  Mk.  bis  12000  Mk.  und  erreicht  hier  eine  Höhe  von 
44  Mk.,  d.  s.  0,37'7().  Darauf  steigt  der  Steuerfuss  in  Stufen 
von  1000  Mk.  um  je  5  Mk.  Diese  Steuer  wird  aber  nicht 
jährlich  erhoben,  sondern  in  soviel  durch  Patent  alljährlich 
zu  bestimmenden  Terminen,  als  zur  Aufbringung  des  vom 
Landtag  bewilligten  Jahresbedarfs  erforderlich  ist,  sie  ist 
mithin  nicht  feststehend  und  wird  in  den  einzelnen  Jahren 
verschieden  sein.  Ermässigungen  erwähnt  das  Gesetz  nicht. 
—  In  Hamburg  beginnt  die  Steuerpflicht  mit  900  Mk.,  der 
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Steuersatz  beträgt  bis  zu  1000  Mk.  1,00  Mk.,  cl.  i.  lo/^. 
Von  hier  steigt  er  in  Stufen  von  100  Mk.  bis  zu  8000  Mk. 
Einkommen  in  der  AVeise,  dass  von  1000  zu  1000  Mk.  ein 
erhöhter  Steuersatz  für  jedes  angefangene  Hundert  festgesetzt 
wird,  so  besteht  für  ein  Einkommen  von  1000-  2000  Mk. 
für  jedes  angefangene  Hundert  ein  Steuersatz  von  0,20  Mk. 
mehr,  von  2000 — 3000  Mk.  Einkommen  von  0,40 Mk.  mehru.  s.  w. 
Auf  diese  Weise  beträgt  der  Steuerfuss  bei  8000  Mk.  Einkommen 
0,58%.  Von  8000—25000  Mk.  Einkommen  beträgt  der  Steuer- 
satz für  jedes  angefangene  Hundert  1  Mk.  mehr,  bei  25000  Mk. 
Einkommen  beträgt  der  Steuerfuss  also  0,86o/q.  Von  25000 — 
50000  Mk.  Einkommen  beträgt  der  Steuersatz  für  jedes  an- 
gefangene Hundert  1,10  Mk.  mehr,  der  Steuerfuss  ist  also 
bei  50000  Mk.  Einkommen  0,98%.  Bei  Einkommen  von  über 
50000  Mk.  beträgt  der  Steuerfuss  1%.  Der  Hamburger 
Steuertarif  hat  den  Vorteil,  dass  die  einzelnen  Stufen  klein 
sind,  mithin  wird  eine  grössere  Gleichmässigkeit  in  der  Be- 
steuerung erzielt.  Die  Progression  schreitet  sehr  langsam 
vorwärts,  der  Steuerfuss  erlangt  nur  eine  geringe  Höhe.  Bei 
Familien  von  mindestens  vier  Personen  besteht  ein  Anspruch 
auf  Ermässigung  um  ein  Vierteil  bei  einem  Einkommen  bis 
zu  5000  Mk.,  um  die  Hälfte  bei  einem  Einkommen  bis  zu 
2000  Mk.  Ein  Anspruch  auf  Ermässigung  um  ein  weiteres 
Vierteil  tritt  ein,  wenn  die  von  dem  Steuerpflichtigen  zu 
ernährende  Familie  aus  mindestens  6  Personen  besteht.  Hier 
ist  also  die  obere  Grenze  für  Ermässigungen  höher  hinauf- 
gerückt, als  in  den  meisten  anderen  Gesetzen,  was  als  ein 
Vorzug  anzusehen  ist.  —  In  Lübeck  ist  das  Einkommen  bis 
zu  600  Mk.  steuerfrei,  von  da  bis  zu  700  Mk.  beträgt  die 
4  Mk.,  also  0,6^7o-  ^^n  hier  steigt  der  Steuersatz  bis  zu 
4000  Mk.  Einkommen  in  Stufen  von  100  Mk.  Bei  einem 
Einkommen  von  4000  Mk.  erreicht  der  Steuerfuss  eine  Höhe 
von  S^/q,  welches  der  Maxinialsatz  ist.  Die  Progression  ist 
hier  schlecht  durchgeführt,  für  ein  Einkommen  von  4000  Mk. 
ist  eine  Abgabe  von  B^V^  hart,  es  wäre  riclitiger  diMi  Steuer- 
fuss hier  noch  nicht  so  hoch  anzusetzen,  (hifür  bei  höht^rem 
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Einkommen  noch  steig-en  zu  lassen.  —  Bremen  lässt  kein 
Existenzminimum  frei,  bis  zu  800  Mk.  Einkommen  beträgt 
der  Steuersatz  1  Mk.,  er  steigt  dann  in  Stufen  von  100  Mk. 
bis  zu  9000  Mk.,  und  zwar  bis  zu  1800  Mk.  um  je  0,50  Mk., 
von  da  bis  zu  4600  Mk.  um  je  0,75  Mk.,  bis  zu  5100  Mk. 
um  je  1  Mk.,  bis  zu  5900  Mk.  um  je  1,25  Mk.,  bis  zu 
9000  Mk.  um  je  1,50  Mk.  Darüber  hinaus  beträg-t  der 
Steuerfuss  I^/q.  — 

Auch  Österreicli  hat  das  Prinzip  der  Progression,  es 
beginnt  die  Besteuerung  bei  einem  Einkommen  von  600  Fl. 
mit  einem  Steuersatz  von  3,60  FL,  d.  s.  0,6^/o.  Die  Stufen 
sind  in  den  unteren  Klassen  sehr  klein,  sie  beginnen  mit 
25  Fl.  Bei  einem  Einkommen  1000—1100  Fl.  beträgt  der 
Steuersatz  10  FL,  also  l"/o,  bei  10000—11000  FL  Einkommen 
319  FL  oder  3,04<'/o,  bei  100000—105000  Fl.  Einkommen 
4650  FL,  d.  s.  4,50/o.  Bei  über  105  000  Fl.  Einkommen 
steigen  die  Stufen  um  je  5000  FL  und  die  Steuer  um  je 
250  Fl.  Der  Steuerfuss  schreitet  ähnlich  wie  in  Preussen 
vor,  auch  wird  er  wie  dort  nach  dem  mittleren  Einkommen 
jeder  einzelnen  Stufe  berechnet.  In  Österreich  wird  das 
Einkommen  der  nicht  selbständigen  Familienmitglieder  dem 
des  Haushaltungsvorstandes  hinzugerechnet.  Ebenso  wird 
auch  hier  die  verminderte  Leistungsfähigkeit  berücksichtigt, 
und  zwar  bis  zu  einem  Einkommen  von  2000  Fl.  So  wird 
bei  Familen,  die  ausser  dem  Ehegatten  aus  mehr  als  zwei 
unselbständigen  Familiengliedern  bestehen,  für  jedes  weitere 
Familienmitglied  ein  Abzug  von  i/^o  und  auf  jeden  Fall  Er- 
mässigung des  Steuersatzes  um  mindestens  eine  Stufe  gewährt. 
Ausserdem  kann  bei  gewissen  die  Leistungsfähigkeit  besonders 
beeinflussenden  Umständen  bis  zu  einem  Einkommen  von 
5000  FL  eine  Ermässigung  um  höchstens  drei  Stufen  ein- 
treten. Bis  zu  einem  Einkommen  von  675  Fl.  kann  unter 
Umständen  vollständige  Steuerbefreiung  gewährt  werden. 
Bei  Hinzurechnung  von  Arbeitseinkommen  der  Familienmit- 
glieder zu  dem  Einkommen  des  Haushai  tun  gs  vor  Standes  wird 
nur  der  250  FL  übersteigende  Teil  des  Einkommens  in  An- 
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rechnuiig-  gebracht.  Die  österreichische  Steuer ermässigung- 
möchten  wir  für  entschieden  besser  halten  als  diejenigen  in 
den  meisten  Ländern,  es  wird  dadurch,  dass  nicht  wie  in 
Preussen  für  jedes  Familienglied  eine  feststehende  Summe 
abgezogen  wird,  sondern  ein  bestimmter  Teil  des  Einkommens, 
mehr  Eücksicht  auf  die  verschiedenen  Erziehungskosten  in 
den  einzelnen  Klassen  genommen.  — 

In  England  findet  Befreiung  des  Einkommens  bis  zu 
160  Lstr.  statt,  die  Progression  fehlt,  es  werden  hier  auf 
jede  20  sh.  des  jährlichen  Wertes  oder  Betrages  der  unter 
die  Verzeichnisse  A,  C,  D  und  E  fallenden  Vermögensstücke 
und  Einkommensarten  8  Pence  und  auf  jede  20  sh.  des  jähr- 
lichen W ertes  der  unter  Verzeichnis  B  fallenden  Nutzniessung 
von  Immobilien  3  Pence  entrichtet.  Die  Höhe  der  Steuer 
wird  für  jedes  Budget  besonders  bestimmt,  da  die  Einkommen- 
steuer als  Ergänzung  zu  den  übrigen  Steuern  benutzt  werden 
soll.  Das  gänzliche  Fehlen  der  Progression  wird  als  ein 
Mangel  zu  betrachten  sein,  da  dadurch  die  Leistungsfähigkeit 
nicht  genügend  berücksichtigt  ist.  Zwischen  160  Lstr.  und 
500  Lstr.  Einkommen  finden  Verkürzungen  statt,  und  zwar 
ist  bis  zu  400  Lstr.  Einkommen  Kürzung  desjenigen  Teiles 
der  angesetzten  oder  gezahlten  Steuer,  welcher  einer  An- 
setzung  auf  160  Lstr.  Einkommen  gleichkommen  würde,  ge- 
stattet, bei  einem  Einkommen  zwischen  400  Lstr.  und  500  Lstr. 
Kürzung  desjenigen  Teils  der  angesetzten  oder  gezahlten 
Steuer,  welcher  einer  Ansetzung  auf  100  Lstr.  Einkommen 
gleichkommen  würde.  Diese  Bestimmungen  finden  aber  nicht 
nur  bei  besonderen  die  Leistungsfähigkeit  mindernden  Um- 
ständen statt,  es  soll  vielmehr  bei  dem  hohen  Einkonnnen- 
steuersatz  in  England  die  Steuer  fih'  diejenigen  erträglicher 
gemacht  werden,  welche  am  wenigsten  in  der  Lage  sind,  die- 
selbe zu  tragen.  — 

Auch  Italien  hat  keine  progressiv!^  Einkommensteuer, 
es  wird  die  Steuer  viehnelir  in  dem  gleiclif()rmig(Mi  Satz  von 
12^'/()  ^^i^^^  i^t'  ^'i"  boller  Steu(M'fuss  ander  wii'd 

daher  besondc^rs  in  (h^i  nntei'cn  Klassen  grosse  iM'biUeiiiiig 
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liervomifen.  Es  wird  hier  das  Einkommen  von  400  Lire  an 
besteuert,  falls  das  Einkommen  unter  die  Kategorien  b,  c 
und  d  fällt,  Avälirend  die  unter  lit.  a  fallenden  Einkünfte 
auch  zur  Steuer  herangezogen  werden,  wenn  sie  diese  Grenze 
nicht  erreichen,  es  wird  also  hier  das  fundierte  Einkommen 
schärfer  herangezogen  als  das  unfundierte.  Ermässigungen 
finden  für  das  Einkommen  unter  lit.  b  und  c  zwischen  400 
und  800  Lire  statt,  und  zwar  besteht  hier  ein  eigentümliches 
Verfahren,  es  werden  bei  steigendem  Einkommen  fallende 
Abzüge  gemacht,  so  werden  von  400 — 500  Lire  Einkommen 
250  L.  abgezogen,  von  500— 600  L.  200  L.,  von  600— 700  L. 
150  L.  und  von  700-800  L.  100  L.  Unter  lit.  d  werden 
bei  einem  Einkommen  von  400  -  500  L.  100  L.  von  der  Steuer 
befreit.  Während  nach  den  deutschen  Gesetzen  betreffs  der 
Steuerbefreiungen  keine  Unterscheidungen  nach  den  ver- 
schiedenen Einkommensquellen  gemacht  werden,  finden  wir 
diese  in  Italien,  und  es  wird  dieses  Prinzip  unserer  Meinung 
nach  auch  nicht  zu  verwerfen  sein.  Kategorie  a  begreift 
das  fundierte  Einkommen  und  als  solches  bedarf  es  nicht 
derselben  Berücksichtigung  wie  das  unfundierte  Einkommen. 
Die  Personen,  welche  Vermögen  besitzen,  sind  für  die  Zu- 
kunft gesichert,  nicht  aber  diejenigen,  deren  Einkünfte  auf 
Entgelt  für  ihre  Thätigkeit  beruhen.  Diesen  muss  es  er- 
möglicht werden  von  ihrem  Einkommen  etwas  zurückzulegen, 
damit  sie  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  nicht  dem  Elend 
preisgegeben  werden.  Derselbe  Gedanke  liegt  jedenfalls  auch 
der  Bevorzugung  des  unter  lit.  b  und  c  angeführten  Ein- 
kommens gegenüber  dem  aus  den  Besoldungen  der  Staats- 
und Gemeindebeamten  zu  Grunde.  Für  die  Zukunft  dieser 
ist  insofern  gesorgt,  als  sie  Pension  beziehen,  falls  sie  dienst- 
unfähig werden,  während  das  Einkommen  der  Personen  unter 
lit.  b  und  c  mit  der  Erwerbsunfähigkeit  aufhört.  — 

In  der  Niederlande  unterliegt  bei  der  Vermögenssteuer 
das  Einkommen  aus  einem  Vermögen  von  10000  fl.  an  der 
Steuer,  und  es  ist  ganz  gleich  wie  hoch  das  Vermögen  ist, 
die  ersten  10  000  fl.  bleiben  immer  steuerfrei.    Beträgt  das 
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Veroiög-eii  nicht  mehr  als  13  000  fl.,  so  bleibt  es  steuerfrei, 
von  13000  fl.  bis  14  000  fl.  werden  2  fl.  Steuern  erhoben, 
von  14000  bis  15  000  fl.  4  fl.,  von  15000  fl.  an  wird  bis 
200  000  fl.  jede  volle  Summe  von  1000  fl.  mit  1,25  fl.  be- 
steuert. Das  Einkommen  aus  Vermög-en  wird  also  mit  sehr 
massig  ansteigendem  Steuerfuss  besteuert.  Um  Gleichmässig- 
keit  bei  der  Berechnung  des  P]inkommens  aus  dem  Vermögen 
zu  erzielen,  wird  ein  fester  Prozentsatz  angenommen,  nämlich 
4  0/q,  gleichgültig,  ob  das  Vermögen  thatsächlich  ein  solches 
Einkommen  ergiebt  oder  nicht.  Die  niederländische  Gewerbe- 
steuer macht  nun  ihre  Besteuerung  von  der  Vermögensbe- 
steuerung abhängig,  indem  sie  unterscheidet,  ob  die  einzehien 
Personen  von  der  Vermögenssteuer  ergriffen  sind  oder  nicht, 
und  sie  besteuert  diejenigen,  welche  der  Vermögenssteuer 
unterliegen,  weit  höher  als  diejenigen,  welche  ihr  nicht  unter- 
liegen. Auch  hier  wird  der  Grundsatz  verfolgt,  dass  Personen, 
welche  neben  ihrem  Einkommen  aus  Arbeit  kein  fundiertes 
Einkommen  besitzen,  mehr  geschont  werden  müssen.  Bei 
denjenigen,  welche  nicht  der  Vermögenssteuer  unterliegen, 
beginnt  die  Gewerbesteuer  bei  einem  Einkommen  von  650  fl. 
bei  denjenigen,  welche  Vermögenssteuer  zu  leisten  haben, 
bei  250  fl.  Einkommen.  In  dem  letzteren  Fall  sind  wieder 
verschiedene  Tarife  aufgestellt,  je  nach  der  Grösse  des 
Vermögens.  Ausser  diesen  Tarifen  bestehen  noch  zwei 
andere,  und  zwar  eüier,  der  sich  allein  auf  die  im  Auslande 
wohnenden  Personen,  welche  die  Niederlande  bereisen,  um 
Aufträge  entgegenzunehmen,  bezieht,  und  ein  anderer,  Avelcher 
alle  anderen,  die  nicht  unter  die  erwähnten  Kategorien  fallen, 
b(itrifft;  hierher  gehören  besonders  di(^,  juristischen  Personen. 
Erstere  haben  15  fl.  für  das  Finanzjahr  zu  zahlen,  vorbe- 
haltlich der  von  ihnen  aus  dmm  ander(^n  Grunck^  nach  den 
[^{^-stünmuiigen  des  Ges(^-tzes  geschuldeten  Steuer,  h^tzter(^ 
2,50  fl.  für  100  fl.  ohn(^  Bruchteil.  Es  ist  dies  eine  Hi- 
Sonderheit,  die  wir  in  den  aiidenni  Gesc^tzen  nicht  voi  lhubMi, 
in  den  übrigen  Ländern  haben  die  juristiscluMi  Pcisoihmi  dcii- 
selben  Steuertarif  wie  di(^  physischen.  — 
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In  der  Schweiz  bleibt  das  Existeiizmiiiimiim  sowohl  bei 
dem  Einkommen  ans  Vermögen  wie  aus  Arbeit  frei.  Dieses 
ist  aber  in  den  verschiedenen  Kantonen  sehr  verschieden  ge- 
staltet, ebenso  auch  bei  dem  Einkommen  aus  den  verschiedenen 
Quellen.  Die  Durchführung  der  Progression  ist  in  fast  allen 
Kantonen  eine  sehr  mangelhafte,  insofern  als  sie  gesondert 
auf  Vermögen  und  Einkommen  angewendet  wird.  In  der 
Eegel  wird  das  fundierte  Einkommen  viel  höher  belastet  als 
das  unfundierte,  die  Durchführung  des  Gedankens  bedarf  in 
der  Schweiz  noch  sehr  der  Verbesserung.  Ein  weiterer 
Mangel  ist  es,  dass  auf  die  Grösse  der  Familie  keine  Rück- 
sicht genommen  wird.  Doch  werden  in  einigen  Kantonen 
bestimmte  Klassen,  wie  Witwen,  Waisen  u.  a.  berücksichtigt.  — 
In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- Amerika  besteuert  Massa- 
chusetts das  Einkommen  erst  von  2000  Dollars  an,  es  ist  hier 
also  eine  sehr  hohe  Summe  steuerfrei  und  es  werden  mithin 
nur  die  gut  situirten  Leute  zur  Steuer  herangezogen.  Die 
Einkommensteuer  wird  aber,  wie  wir  erwähnt  haben,  hier 
sehr  selten  erhoben.  In  Virginia  wird  alles  Einkommen  mit 
Ausnahme  der  Staatsgehälter  mit  l"/o  besteuert,  es  besteht 
hier  also  keine  progressive  Einkommensteuer.  Die  Besteuerung 
beghmt  mit  600  Dollars.  Die  Einkommenbesteuerung  in  Süd- 
Carolina  beginnt  bei  einem  Einkommen  von  2500  Dollars,  sie 
ist  progressiv,  der  Steuerfuss  beträgt  von  2500—  5000  Dollars 
Einkommen  l^lo,  von  5000  —  7500  Dollars  IV^^,  von 
7500—10000  Dollars  20/0,  von  10000—15000  Dollars  2V.^o 
und  für  das  15  000  Dollars  übersteigende  Einkommen  3"/o.  — 

Fassen  wir  zusammen,  was  bezüglich  der  objektiven 
Steuerpflicht  für  ein  gutes  Steuersystem  wünschenswert  ist, 
so  ergiebt  sich  aus  dem  Gesagten  folgendes:  Zunächst  ist 
ein  Existenzminimum  von  hinreichender  Grösse  freizulassen, 
um  den  unbemittelten  Leuten  das  zum  Leben  Notwendige  nicht 
zu  kürzen.  Ferner  ist  danach  zu  streben,  eine  angemessene 
Progression  durchzuführen,  und  zwar  in  der  Weise,  dass 
die  Last  von  den  unteren  und  den  unteren  und  mittleren 
Mittelklassen  mehr  auf  die  oberen  Klassen  abgewälzt  wird, 
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ferner  ist  hierbei  darauf  zu  achten,  dass  die  einzehien  Stufen 
nicht  zu  gross  angesetzt  werden,  um  möglichste  Gleichheit 
bei  der  Besteuerung  innerhalb  der  einzelnen  Klassen  herbei- 
zuführen. Zu  diesem  Zwecke  wird  es  auch  wünschenswert 
sein,  den  Steuerfuss  nach  dem  mittleren  Einkommen  der 
Klassen  zu  berechnen.  EndHch  sind  bei  kleinerem  Einkommen, 
welches  schon  der  Besteuerung  unterliegt,  Umstände,  w^elche 
die  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  mindern  zu 
berücksichtigen.  - 
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VITA. 


Natus  siim  Otto  Helinuth  Giiilelmus  Müller  die  XXII 
inensis  Martii  s.  p.  anno  LXXIV  in  viculo  Posnaniae,  qui 
vocatur  Zdziechowice,  patre  Friderico,  matre  Emma  e  gente 
Donath.  Fidem  profiteor  evangelicam.  Maturitatis  testimo- 
nium  in  iirbe  Pommeraniae,  quae  vocatur  Denimin,  adeptus 
sum.  Deinde  Lipsias  mecontuli,  ubi  per  uniim  annum  studiis 
utriusque  imis  me  dedi.  Qnae  studia  nt  pergerem  lioc  anno 
peracto  Halas  migravi.  Hic  etiam  studiis  oeconomiae  poli- 
ticae  me  dedi,  quae  nunc  confeci. 
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Quibus  Omnibus  viris  praeclarissimis  gratias  ago  quam 
maximas,  imprimis  viro  doctissimo  J.  Conrad,  cuius  insti- 
tutionibus  maximo  commodo  usus  sum  cuiusque  benevolentiae 
huius  dissertationis  materiam  debeo. 


